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Einleitung. 

§ i. 

Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
16. April 1871 trägt einen ausgesprochen praktischen 
Charakter, man kann erkennen, dass sie nicht das 
Ergebnis theoretischer Überlegungen, sondern der Ab- 
schluss einer grossen historischen Entwicklung ist. 
Dies zeigt sich namentlich in einer gewissen Ungleich- 
mässigkeit bei der Behandlung der einzelnen in ihr 
geregelten Gegenstände. Denn einerseits haben ver- 
schiedene Fragen von rein praktischer Bedeutung, 
obgleich sie keineswegs von der allergrössten Wichtig- 
keit sind, in ihr eine sehr ausführliche Regelunggefunden, 
weil ihre sofortige einheitliche Regelung zur Zeit der 
Reichsgründung sehr wünschenswert schien. Anderer- 
seits sind manche Grundfragender Verfassung nicht oder 
wenigstens nicht so ausführlich, wie sie es verdienen, 
behandelt worden, weil sie zunächst noch ohne grosse 
praktische Bedeutung waren, und ihre Besprechung 
und Entscheidung leicht zu Streitigkeiten Veranlassung 
hätte geben können. 

Zu diesen Grundfragen gehören namentlich die 
für einen Bundesstaat so hochwichtigen Fragen über 
das Verhältnis der Gliedstaaten zum Gesamtstaate. 
Im Gegensatz zu der Verfassung anderer Bundes- 
staaten enthält die deutsche Reichsverfassung keine 
genauen Bestimmungen über die Wirkung, welche 
Veränderungen in der Zahl oder der Beschaffenheit 
der Einzelstaaten auf die Reichsverfassung ausüben. 
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Unter anderen ist die Frage nach der „Bedeutung 
der Vereinigung zweier deutscher Einzelstaaten für 
die Verfassung des Deutschen Reiches" in der Reichs- 
verfassung nicht ausdrücklich geregelt. Deshalb soll 
versucht werden, eine Entscheidung der verschiedenen 
sich nach dieser Richtung erhebenden Fragen auf 
Grund der Sätze des deutschen Staatsrechtes und der 
allgemeinen Staatslehre zu geben. Hierbei ist eine sehr 
grosse Zahl von Grundbegriffen zu erörtern und zu den 
verschiedenen über sie bestehenden Ansichten Stellung 
zu nehmen. Daher erschien es zweckmässig, die beiden 
wichtigsten Grundbegriffe, nämlich „deutsche Einzel- 
staaten" und „Vereinigung mehrerer Staaten", nicht 
erst bei den einzelnen Fragen, für die ihre Fest- 
stellung von Bedeutung ist, zu erörtern, sondern sie 
in einem ersten einführenden Teile festzustellen, um 
dann von ihnen als von einer festen Grundlage aus 
an die Beantwortung aller Fragen heranzutreten. 
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I. Teil. 

Peststellung der Begriffe „deutsche 

Einzelstaaten" und „Vereinigung 

mehrerer Staaten". 

I. Abteilung. 

Der Begriff der deutschen Einzelstaaten und ihre 
Stellung im Reich. 

I. Abschnitt. 
Die rechtliche Natur des Deutschen Reiches. 

Die rechtliche Natur der deutschen Einzelstaaten 
und ihre Stellung im Reich können wir nur feststellen, 
wenn wir zuvor die rechtliche Natur des Deutschen 
Reiches darlegen. Diese bildet bis heute in der staats- 
rechtlichen Literatur den Gegenstand der grössten 
Meinungsverschiedenheiten. Zwar stimmt die über- 
wiegende Zahl der Schriftsteller 1 ) darin tiberein, dass 
sie das Reich als einen „Bundesstaat" bezeichnen, 
aber diese Übereinstimmung ist nur äusserlich, schein- 
bar, denn darüber, was ein Bundesstaat ist, gehen die 
Ansichten sehr weit auseinander. 



1) Anderer Ansicht u. a.: Seydel („Staatenbund") und 
Treitschke („nationale Monarchie mit bündischen Insti- 
tutionen"). 



Digitized by 



Google 



- 14 - 

Das Deutsche Reich ist ein Bundesstaat, be- 
deutet nach unserer Ansicht: „Das Reich ist ein 
Staat, in dem Träger der Staatsgewalt die Ge- 
samtheit der Regierungen der Glieder des Gesamt- 
staates ist" oder, wie Zorn 1 ) sagt, „ein pleonarchisch 
organisierter Staat". Diese Definitionen bedürfen der 
näheren Ausführung. 

§ 2. 1. Das Deutsche Reich ist ein Staat. 

Das Deutsche Reich ist zunächst ein Staat, nicht 
eine vertragsmässige Vereinigung mehrerer Staaten, 
es ist ein selbständiges Subjekt von Rechten und 
Pflichten, nicht ein obligatorisches Rechtsverhältnis 
zwischen mehreren Staaten. Den Gegensatz zum 
Bundesstaate bildet der Staatenbund, der lediglich 
ein obligatorisches , föderatives Rechtsverhältnis 
zwischen mehreren Staaten ist. Ein Staatenbund 
waren der Deutsche Bund (1815—66), die Schweiz 
(1815—48) und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika (1778—89), die sich später unter dem An- 
wachsen des nationalen Gedankens zu der festeren 
Gestalt des Bundesstaates konsolidierten. Über den 
wesentlichen Unterschied zwischen Bundesstaat und 
Staatenbund bestehen sehr verschiedene Ansichten. 
So wurde als Unterschied bezeichnet: Im Staaten- 
bunde sind nur die Gliedstaaten der Zentralgewalt 
unterworfen, im Bundesstaate nur die Angehörigen 
dieser Gliedstaaten. Diese Ansicht ist aber nicht 
richtig, denn im Bundesstaate sind auch die Glied- 
staaten Untertanen der Zentralgewalt, auch sie haben 
den Gesetzen der Zentralgewalt zu gehorchen; 
wenn deutsche Gliedstaaten ihre verfassungsmässigen 
Pflichten nicht erfüllen, können sie dazu im Wege 

1) Seite 90. 

Digitized by VjOOQIC 



- 15 - 

der Exekution angehalten werden (Reichsverf.Art.19) 1 ). 
Nicht zutreffend ist aber auch die entgegengesetzte 
Ansicht Lab and s 2 ), der als direktes, unmittelbares 
Objekt der als Reichsgewalt bezeichneten Herrschafts- 
rechte die Einzelstaaten bezeichnet. Denn auch die 
Untertanen der Einzelstaaten sind unmittelbares 
Herrschaftsobjekt, wie sich dies am besten zeigt, 
wenn sich das Reich zur Durchführung seiner Auf- 
gaben eigener Behörden bedient 1 ), z. B. in den aus- 
wärtigen Angelegenheiten einschliesslich des Konsulats- 
wesens und der Verwaltung der Kolonien, der Marine- 
verwaltung, der obersten Post- und Telegraphenver- 
waltung (sogenannte „eigene und unmittelbare Ver- 
waltung des Reiches"). 

Der entscheidende Unterschied zwischen Staaten- 
bund und Bundesstaat liegt überhaupt nicht in der 
Art und Weise der Wirksamkeit der Zentralgewalt, 
sondern darin, ob die Einzelstaaten souverän sind, 
oder die Zentralgewalt souverän ist. 

Was haben wir unter Souveränität zu verstehen? 
Souveränität bedeutet, wie das Wort selbst besagt, 
das aus dem lateinischen Worte suprema potestas 
(suprematus, superanitas) entstanden ist, „höchste Ge- 
walt". Der Begriff Souveränität ist zuerst wissenschaft- 
lich aufgestellt und verwertet worden von Bodinus 
in seinem Werke „les six livres sur la r6publique a 
Paris 1576. 3 ) Die Idee der staatlichen Souveränität 
und ihre praktische Verwertung findet sich aber 
schon im Altertume. Vor allem waren die Römer 



1) Zorn S. 73, Anm. 33. 2) I, S. 55. 

3) Über die Geschichte des Souveränitätsbegriffes vgl. 
Rehm, Allg. St. L. S.40— 70, Jellinek St. V. S. 16— 36 und vor 
allem Jellinek Allg. St. L. S. 394-438. 
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von dem Gedanken der Allmacht des Staates und 
der Unbeschränktheit des Staatswillens durchdrungen. 
Das zeigt uns neben vielen geschichtlichen Vorgängen 
vor allem die juristische Tatsache, dass das römische 
Recht sich erst spät dazu entschloss, den Staat zum 
Subjekt des Privatrechtes zu machen, dass alle Ge- 
schäfte des Staates, auch solche rein wirtschaftlicher 
Natur, als dem öffentlichen Rechte angehörend be- 
trachtet und behandelt wurden, denn „der populus 
Romanus war zu gross, als dass er, einer Privatperson 
gleich, in die Formen des Privatrechts hätte eingehen 
können" *). Das Mittelalter übernahm von den Römern 
den Gedanken der Souveränität des Staates, er gewann 
im Mittelalter eine noch grössere Bedeutung wegen 
des Gegensatzes der Staatsgewalt zu anderen Mächten, 
nämlich der Kirche, die den Staat unter ihre Herr- 
schaft zwingen wollte, der Idee des Fortbestehens 
des römischen Weltreiches, nach der allen Staaten 
nur die Bedeutung von Provinzen zukam, und den 
grossen Lehnsträgern und Körperschaften im Staate, 
die sich als selbstberechtigte Mächte neben und gegen- 
über dem Staate fühlten. Vor allem tritt uns der 
Gedanke der Souveränität entgegen in den Kämpfen 
zwischen Kaisertum und Papsttum um das imperium 
orbis terrarum, die oberste Herrschaft über die Christen- 
heit, er wurde dann freilich in Deutschland verdunkelt 
durch die Zweischwerterlehre des Sachsenspiegels 
und gelangte am Ausgange des Mittelalters zu immer 
klarerer Erkenntnis in den Ländern, die sich nach 
aussen von der Oberherrschaft des deutschen Kaisers 
und vor allem von der weltlichen Herrschaft des Papst- 
tums befreiten und sich nach innen durch Nieder- 



1) Sohm, Institutionen. 8. u. 9. Aufl. S. 185. 
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werfung der grossen Vasallen zu starken nationalen 
Staaten entwickelten, insbesondere in England und 
Frankreich. Die erste wissenschaftliche Feststellung 
des Begriffs durch Bodinus fällt in die Zeit der 
französischen Religionskriege, nach deren Beendigung 
Heinrich IV. einen einigen Staat und ein machtvolles 
absolutes Königtum schuf. Über den Begriff ent- 
standen aber schon bald nach Bodinus eine Reihe 
von Auffassungen, welche wir heute als unrichtig be- 
zeichnen. Insbesondere wurde der Begriff häufig auf das 
Verhältnis der Staatsregierung zu den Untertanen an- 
gewandt (summa in cives ac subditos legibusque soluta 
potestas), die Souveränität als Eigenschaft nicht des 
Staates, sondern des Trägers der Staatsgewalt, als 
höchste Gewalt nicht des Staates, sondern im 
Staate aufgefasst. So bezeichnet Ho bbes als souverän 
den absoluten Herrscher, Blackstone das mit despo- 
tischer Gewalt ausgerüstete Parlament, Rousseau 
das mit unveräusserlicher Gewalt begabte Volk. 
Ferner wurde versucht, der Souveränität, die ursprüng- 
lich ein rein negativer Begriff gewesen war, nämlich 
Unabhängigkeit von jeder anderen Macht bedeutet 
hatte, einen positiven Inhalt zu geben, indem man sie 
mit Staatsgewalt identifizierte, und sie wurde nament- 
lich seitens der Völkerrechtslehrer, zuerst seitens Leib- 
nitz, als Summe einzelner staatlicher Befugnisse auf- 
gefasst. Infolgedessen herrschten über den Begriff 
der Souveränität sehr verschiedene Ansichten, indem 
man sie als Eigenschaft der Staatsgewalt, als Rechts- 
stellung des höchsten Staatsorgans und als Staats- 
gewalt auffasste. Eine Klärung des Begriffes herbei- 
geführt zu haben, ist das Verdienst vor allem von 
Gerber, der in seinen Grundzügen eines Systems des 
deutschen Staatsrechts (1. Aufl. 1865, S. 22) betonte, 

2 
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dass die Souveränität eine Eigenschaft der Staats- 
gewalt sei. Dies ist die herrschende Ansicht geblieben 
der sich auch der Verfasser anschliesst 1 ). 

Die Souveränität wird also jetzt als Eigenschaft 
der Staatsgewalt aufgefasst, und zwar bedeutet sie 
Unbeschränktheit nach innen und Unabhängigkeit 
nach aussen. „Souveräne Staatsgewalt ist eine Ge- 
walt, die keine höhere über sich kennt, sie ist unab- 
hängige und höchste Gewalt. Das erste Merkmal 
zeigt sich überwiegend nach aussen im Verkehre des 
souveränen Staates mit anderen Staaten, das zweite 
nach innen im Vergleich mit den ihm eingeordneten 
Persönlichkeiten; beide Merkmale sind aber untrenn- 
bar mit einander vereinigt" 2 ). Der Begriff der Souve- 
ränität ist ein negativer, „es wird durch die Eigen- 
schaft souverän nicht positiv ausgedrückt, welche 
Befugnisse eine Gewalt in sich schliesst, sondern es 
wird das negative Moment hervorgehoben, dass sie 
keine Gewalt über sich hat, welcher die Befugnis 
zusteht, ihr rechtlich bindende Befehle zu erteilen" 3 ). 
Eine Gewalt ist dann souverän, wenn ihr keine andere 
irdische Macht Beschränkungen auferlegt, sondern sie 
nur solchen Beschränkungen unterliegt, die ausschliess- 
lich auf ihrem eigenen Willen beruhen 4 ). Ein souve- 

1) Über den Begriff der Souveränität vergleiche nament- 
ich: Brie S. 5 ff., Hänel St.-R. S. 113 ff., Jellinek Ges. u. 
Verordn. S. 184, 217, Staatenverb. S. 36-60, Allg. St.-L. S. 438 f r"., 
v. Kirchenheim S. 13, Laban d S. 65 ff., Rehm S. 40-70, 
Trieps S. 12ff., Zorn S. 65. 

2) Jellinek A. St.-L. S. 437. Dafür, dass es zwischen 
Staats- und völkerrechtlicher Souveränität keinen Unterschied 
gibt, namentlich auch Zorn S. 66, Hänel St.-R. S. 118. 

3) Laband S. 67. 

4) Auch solche Beschränkungen hält Laband a. a. 0. 
für ausgeschlossen, denn „man kann so wenig wie von einer 
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ränes Gemeinwesen ist namentlich unabhängig in der 
Festsetzung der Grenzen seiner Tätigkeit, es bestimmt 
allein den Umfang seines Wirkens, seine Kompetenz. 
Entscheidend für die Souveränität ist also die Kom- 
petenzkompetenz, d. h. die Macht, den Umfang der Tätig- 
keit nach eigenem Belieben auszudehnen. „Kernpunkt 
der Souveränität liegt darin, dassder Staat die Grenzen 
seiner Kompetenz nicht von einer übergeordneten 
Autorität empfängt, sondern dass er sie sich selbst 
setzt in den verfassungsmässigen Formen seiner 
Willensbildung, mit einem Worte: In der Rechtsmacht 
des Staates über seine Kompetenz liegt die oberste 
Bedingung der Selbstgenügsamkeit, der Kernpunkt 
der Souveränität" 1 ). 

Wie steht es nun im Deutschen Reiche mit der 
Verteilung der Kompetenz zwischen dem Reiche und 
den Einzelstaaten, wie sind die Grenzen bestimmt? 
Die Kompetenz des Reiches ist zunächst bestimmt in 
Art. 4 der R.V., der unter 16 Ziffern die Angelegen- 
heiten aufzählt, welche der Beaufsichtigung seitens 
des Reiches und der Gesetzgebung desselben unter- 
liegen. Aber die Kompetenz des Reiches ist nicht 
für alle Zeiten an die ihr in Art. 4 gesetzten Grenzen 
gebunden, vielmehr kann das Reich im Wege der Ge- 
setzgebung seine Kompetenz erweitern und hat dies 
auch schon wiederholt getan. Eine Ausdehnung der 
Kompetenz des Reiches bedeutet eine Änderung der 
Reichs Verfassung, die nach Art. 78 der Verfassungs- , 



Teilung von einer Einschränkung oder Einschränkbark ei t der 
Souveränität sprechen* 4 . Wie der Verfasser Zorn S. 6(5, vor 
allem Jellinek Allg. St.-L S. 438. „Souv. nicht Sehranken- 
losigkeit, sondern Fähigkeit ausschliesslicher Selbstbestimmung 
und Selbstbeschränkui\g. a 

1) Hanoi, Vertragsin. Elem. S. 149. 
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Urkunde im Wege der Gesetzgebung erfolgt. Dass 
für das Zustandekommen eines verfassungsändernden 
Gesetzes im Bundesrate eine verstärkte Mehrheit 
verlangt ist — der Änderungsvorschlag ist abgelehnt, 
wenn im Bundesrate 14 Stimmen gegen die Änderung 
sind — , ist „keine begriffliche Schranke, sondern nur 
eine faktische Erschwerung der Kompetenzaus- 
dehnung" l ). Auch sonst bestehen für die Kompetenz- 
ausdehnung des Reiches keine begrifflichen Schranken. 
„Die Kompetenz des Reiches ist nicht gebunden an 
die vertragsmässigen Grundlagen der Reichsverfassung, 
weil die Reichsverfassung im juristischen Sinne keine 
vertragsmässigen Grundlagen hat" 2 ). Denn die August- 
bezw. Novemberverträge haben den Norddeutschen 
Bund, bezw. das Deutsche Reich nicht geschaffen, 
■sondern nur die Gründung vorbereitet, sie haben nur 
den Charakter von Vorverträgen und sind mit der 
Gründung des Norddeutschen Bundes, bezw. Deutschen 
Reiches durch Erfüllung untergegangen, wie dies mit 
grösster Schärfe von Hänel ins einen Studien I, S. 69 ff., 
nachgewiesen worden ist 3 ). Nicht richtig ist auch 
anzunehmen, die Einzelstaaten hätten durch ihre in 
Form eines Gesetzes erfolgte Annahme der Nord- 
deutschen Bundesverfassung, bezw. Deutschen Reichs- 
verfassung einen gegenseitigen Vertrag abgeschlossen, 
so dass die Reichsverfassung hierdurch eine vertrags- 
mässige Grundlage hätte. Denn ein Vertrag zwischen 
den Einzelstaaten . mit dem Inhalte der Reichsver 
fassung ist eine staatsrechtliche Unmöglichkeit, da 
ein solcher Vertrag, ebenso wie jeder Staatsvertrag, 



1) Laband S. 117. 

2) Zorn S. 79. 

3) Siehe auch Zorn S. 21. 
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nur dadurch, dass er zugleich Gesetz der beteiligten 
Staaten ist, rechtliche Bedeutung besitzt, die Reichs- 
verfassung aber, wie wiederum Hänel in seinen 
Studien I, S. 53 ff., nachgewiesen hat, einen für das 
Landesgesetz jedes einzelnen Staates unmöglichen 
Iphalt hat Denn „ein Staat kann auf gesetzlichem 
Wege nur über sich und seine Angelegenheiten dis- 
ponieren, nicht aber kann ein sächsisches Gesetz be- 
stimmen, dass der König von Preussen den Ober- 
befehl über mecklenburgische Truppen zu führen 
habe" *). Die Reichsverfassung hat also keine ver- 
tragsmässigen Grundlagen, das Reich ist durch einen 
rein faktischen, sich jeder juristischen Konstruktion 
entziehenden Vorgang entstanden, und die Reichs- 
verfassung ist Gesetz des Reiches. Eine Schranke 
für die Kompetenzerweiterung des Reiches bilden 
endlich auch nicht die Eingangsworte zur Reichsver- 
fassung; denn diese gehören nicht zur Reichsverfassung 
im juristischen Sinne, sondern bilden nur eine juri- 
stisch bedeutungslose Einleitung, in der die historische 
Tatsache der Reichsgründung berichtet wird, und die 
allgemeinen Zwecke eines jeden Staates aufgezählt 
werden, „sie sind lediglich enuntiativ, in keiner Weise 
dispositiv" 2 ). 

Nach diesen Ausführungen besitzt also das Reich 
Kompetenzkompetenz, seine Staatsgewalt ist souverän, 
und das Reich ist demnach, weil auch die übrigen 
Voraussetzungen eines Staates gegeben sind f nämlich 
ein Staatsgebiet und ein Staatsvolk, ein Staat. 

Anders liegen die Verhältnisse im Staatenbunde. 
In diesem sind die Einzelstaaten souverän, die Zentral- 



1) Zorn S. 28. 

2) Zorn S. 60. 
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gewalt ist nicht souverän, denn ihr stehen nur die 
Rechte zu, die ihr von den Einzelstaaten zur Aus- 
übung — quoad exercitium, nicht quoad substantiara, 
keine Teilung der Staatsgewalt! — tibertragen sind, 
die Organe des Staatenbundes sind tätig nicht aus 
eigenem Recht, sondern als Mandatare der Einzel- 
staaten. Daher ist der Staatenbund kein staatliches 
Gemeinwesen, sondern ein völkerrechtliches Rechts- 
verhältnis zwischen mehreren Staaten. 

§ 3. 2. Das Deutsche Reich ist ein Bundes- 
staat. 

Nachdem festgestellt ist, dass das Deutsche 
Reich ein Staat ist, fehlt noch die Begründung dafür, 
dass es ein Bundesstaat ist. Als charakteristisches 
Merkmal des Bundesstaates wurde lange (Tocque ville, 
Waitz) die Teilung der Souveränität zwischen dem 
Gesamtstaate und den Einzelstaaten aufgefasst. Diese 
Ansicht ist aber nicht richtig. Eine Teilung der 
Souveränität ist begrifflich unmöglich, geteilte Souve- 
ränität ist keine Souveränität, denn es kann nicht 
zwei oberste Gewalten geben. „Die Staatshoheit 
(Souveränität) ist ihrem inneren Wesen nach ein 
allumfassendes Recht, sie ist nicht eine Summe auf- 
zählbarer Hoheitsrechte, sondern ist das Hoheitsrecht 
am Staate; darum ist das Staatshoheitsrecht und ist 
die Staatsgewalt nicht teilbar", sagt Seydel 1 ), der 
entschiedenste Gegner des Waitz'schen Bundesstaats- 
begriffes. In Verfolgung seiner Theorie kommt 
Seydel zu dem Ergebnisse, dass der Begriff des Bundes- 
staates überhaupt unmöglich sei, denn bei einer 



1) Seite 3. 
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Staatenverbindung seien entweder die Gliedstaaten 
souverän, oder die Zentralgewalt sei souverän, im 
ersten Falle läge ein Staatenbund vor, im letzteren 
Falle ein Einheitsstaat, einen Unterschied zwischen 
Einheitsstaat und Bundesstaat könne man nicht machen. 
Das Deutsche Reich aber ist nach Seydel ein Staaten- 
bund. 

Diese Ansicht Seydels ist nicht zutreffend. Es 
gibt einen Unterschied zwischen Einheitsstaat und 
Bundesstaat. Dieser ergibt sich allerdings nicht, wie 
Seydel mit Recht gesagt hat, bei der Frage nach 
der Souveränität des Reiches oder der Einzelstaaten, 
sondern, wie Zorn 1 ) nachgewiesen hat, bei der Frage 
nach dem Träger der Staatsgewalt. 

Es fragt sich zunächst, was unter dem Träger 
der Staatsgewalt zu verstehen ist. Der Staat ist eine 
juristische Person, ein selbständiges Subjekt von 
Rechten und Pflichten des öffentlichen und des Privat- 
rechts. Er ist ein menschlicher Verband, und zwar 
das sesshafte, durch eine souveräne Gewalt zur Ein- 
heit erhobene Volk. Der Begriff des Staates, wie der 
einer jeden juristischen Person, ist eine Abstraktion, 
denn wir müssen beim Staate -von den einzelnen Völks- 
genossen absehen und den Verband als solchen ins 
Auge fassen; er ist aber andererseits keine blosse 
Fiktion, denn der Staat ist etwas Wesenhaftes, zwar 
nichts Körperliches, aber etwas wirklich Vorhandenes, 
nicht ein Gebilde der Phantasie. Subjekt der Staats- 
gewalt, der dem Staate zustehenden Herrschaftsrechte, 
ist der Staat selbst. Wie eine jede juristische Person 
kann der Staat die ihm zustehenden Rechte nicht 
anders ausüben, als dadurch, dass er sich zur Bildung 



1) S. 87. 
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und Betätigung seines Willens physischer Persona 
bedient welche demnach nicht als Vertreter des Staaies 
handeln, sondern durch die der Staat handelt. Bei 
der gewaltigen Zahl der für den Staat handelnden 
Personen würde nun aber die Tätigkeit des Staates 
nicht, wie es für seinen Bestand erforderlich ist, ge- 
ordnet und einheitlich sein, wenn eine jede dieser 
physischen Personen handeln könnte, wie sie selbst 
es für richtig hielte, wenn es im Staate nicht eine 
Stelle gäbe, bei der die oberste Entscheidung in allen 
Angelegenheiten liegt, nicht ein „physischer Wille" 
vorhanden wäre, welcher den Ausschlag bei allen 
Fragen des Staatslebens gibt. Es muss also im Staate 
eine physische Person oder Mehrheit von physischen 
Personen geben, welche die ganze Tätigkeit des Staates 
regelt, welche allen anderen physischen Personen 
das Gebiet ihres Wirkens zuweist und ihre Wirksam- 
keit beaufsichtigt, und der alle Herrschaftsrechte des 
Staates zustehen, soweit sie nicht ausdrücklich anderen 
Personen übertragen sind. Diese Persönlichkeit, in 
der die Staatsgewalt gewisssermassen verkörpert ist, 
nennt man den Träger der Staatsgewalt. — Träger der 
Staatsgewalt ist in Monarchien nach preussisch-deut- 
schem Staatsrechte einzig und allein der Monarch, wie 
dies namentlich für Preüssen in dem durch Art 109 der 
Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 aufrecht* 
erhaltenen Satze des Allgem. Landrechts Teil II, Titel 13, 
§ 1 „Alle Rechte und Pflichten des Staates gegen 
seine Bürger und Schutzverwandten vereinigen sich 
in dem Oberhaupte desselben" ausgesprochen ist. 
Diese einzigartige Stellung des Monarchen im Staate 
geschaffen zu haben, ist das weltgeschichtliche Ver- 
dienst des Grossen Kurfürsten und König Friedrich 
Wilhelms I. von Preüssen. Zweimal im Laufe des 
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19. Jahrhunderts ist diese Grundlage des deutschen 
Staatsrechts in Preussen erschüttert und in Frage 
gestellt worden: in den Kämpfen von 1848 und in 
dem grossen Entwickelungsprozess von 1862—1866; 
aber sie hat sich in diesen Stürmen doch siegreich 
behauptet und ist bis heute die Grundlage des preussi- 
schen und deutschen Staatsrechts und Staatslebens 
geblieben. Das Staatsrecht der ausserdeutschen 
monarchischen Staaten stimmt mit den eben ent- 
wickelten Grundsätzen nicht überein. Dies gilt nament- 
lich von Belgien, dessen Verfassung, im schärfsten 
Gegensatze zu dem angeführten Satze des Preuss. 
Allgem. Landrechts, die Bestimmung enthält: „Tous 
les pouvoirs 6manent de la nation" (Art. 25). „Le 
roi n'a d'autres pouvoirs que ceux quc lui attribuent 
formellement la Constitution ou les lois portöes en 
vertu de la Constitution 44 (Art. 78). — In Republiken 
ist Träger der Staatsgewalt nicht der Präsident der 
Republik, der Staatschef, sondern das Volk, worunter 
jedoch nicht die Summe aller Volksgenossen, sondern 
nur die der stimmfähigen Bürger zu verstehen ist. 

Wer ist nun im Deutschen Reiche Subjekt und 
wer Träger der Staatsgewalt? Subjekt der Reichs- 
staatsgewalt ist das Reich selbst, nicht etwa sind es 
die 25 verbündeten Staaten. Träger der Reichsgewalt 
ist nicht eine ausserhalb der Einzelstaaten stehende 
Persönlichkeit, auch nicht die Regierung eines der 
Einzelstaaten, sondern es sind die Regierungen der 
25 Einzelstaaten in ihrer Gesamtheit, es ist „die 
Gesamtheit der verbündeten Regierungen" (Fürst Bis- 
marck). Hierin, in dem Umstände, dass Träger der 
Gesamtstaatsgewalt die Regierungen der Gliedstaaten 
in ihrer Gesamtheit sind, dass der Träger der Staats- 
gewalt pleonarchisch, föderativ organisiert ist, liegt das 
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entscheidende Merkmal des Bundesstaates gegenüber 
dem Einheitsstaate 1 ). Das Deutsche Reich aber ist 
nacji diesen Ausführungen mit Recht ein Bundes- 
staat zu nennen. 



1) Lab and S. 56, 57 (ebenso schon I. Aufl. S. 70 ff.) er- 
blickt darin, dass die Staatsgewalt der Gesamtheit der Mit- 
gliedsstaaten, nicht einem von ihnen, zusteht, das Charakteristikum 
des Bundesstaates im Gegensatze nicht zum Einheitsstaate, 
sondern zu anderen „zusammengesetzten Staaten". Für den 
zusammengesetzten Staat, den man auch „Staatenstaat" nennen 
könne, im Gegensatz zum einfachen Staat (Einheitsstaat), ist 
nach Laban d entscheidend, dass, während im einfachen Staat 
Land und Leute unmittelbar der Herrschaft, den Hoheitsrechten 
des Staates unterworfen sind, im zusammengesetzten Staate 
eine doppelte (oder mehrfache) Gliederung besteht, Land und 
Leute zunächst einer Unter»taatsgowalt und die Staaten einer 
Oberstaatsgewalt unterworfen sind, dass das direkte, unmittel- 
bare Objekt der als Reichsgewalt bezeichneten Herrschafts" 
rechte die Staaten sind. In den späteren Auflagen (zuerst 
IL Aufl., S. 53 f. 73 ff.) ist diese Ansicht zwar festgehalten, aber 
modifiziert, indem ausgeführt ist, dass die Reichsgesetze auch 
die Staatsangehörigen direkt verpflichten, jedoch sei dies keine 
„unmittelbare Unterordnung der Bevölkerung unter die Reichs- 
gewalt in der Art, dass die einzelnen Individuen auf den der 
Reichsgesetzgebung unterstellten Gebieten von den Einzel- 
staaten emanzipiert seien". Das scheint aber dem Verfasser, 
wie schon früher ausgeführt, für den Bundesstaat nicht zu- 
treffend zu sein, vielmehr nimmt er an, dass in ihm die Staats- 
angehörigen so gut „direktes unmittelbares" Objekt der Reichs- 
gewalt sind, wie die Staaten. Hiernach bleibt als einziges Merk- 
mal des Bundesstaates die Beschaffenheit des Trägers der Staats- 
gewalt übrig\ 
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IL Abschnitt. 

Die rechtliche Natnr der deutschen Einzelstaaten. 

§ 4. 1. Die Einzelstaaten sind als einzelne 
nicht souverän, als Gesamtheit aber souverän. 

Die Fesstellung der rechtlichen Natur der deut- 
schen Einzelstaaten macht jetzt, nach Darlegung der 
rechtlichen Natur des Reiches, keine Schwierigkeiten. 
Die Einzelstaaten sind, wie ausgeführt, als einzelne 
nicht souverän, denn die Grenzen ihrer staatlichen 
Tätigkeit sind ihnen vom Reiche gesetzt, und das 
Reich kann sie immer weiter zu ihren Ungunsten ver- 
schieben. Andererseits ist gezeigt worden, dass die 
25 deutschen Einzclstaatsregierungen in ihrer Gesamt- 
heit Träger der Reichsgewalt, der Reichssouveränität, 
sind. Die deutschen Einzelstaaten sind also „als Ge- 
samtheit souverän" 1 ). Daraus folgt, „dass die bis- 
herigen Träger der Einzelstaatssouveränität als Mit- 
träger der .Reichssouveränität auch nach Aufrichtung 
des Reiches souverän geblieben sind" 2 ). Daher ent- 
spricht auch dem Gedanken des Bundesstaates die 
Errichtung eines „Fürstenhauses", in dem die Ober- 
häupter der deutschen Einzelstaaten als Träger der 
Staatsgewalt ihrer Staaten persönlich stimmen. Weil 
es jedoch schwierig war, die Regierungen der drei 
Hansastädte, die Republiken sind, in dem Fürsten- 
hause, das einen ganz monarchischen Charakter trägt, 
unterzubringen, und w r eil sich auch gegen eine kolle- 
gialische Beratung der Staatsoberhäupter vielerlei Be- 
denken geltend machen lassen, hat man von der 



1) Laband S. 96. 

2) Zorn S. 91 ff. 
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Errichtung eines Fürstenhauses Abstand genommen und 
den Bundesrat geschaffen, d. h. ein Kollegium von Ver- 
tretern der Einzelstaatsregierungen. Dieser Bundes- 
rat ist also „Repräsentant der Korporation des öffent- 
lichen Rechts, die Träger der Reichssouveränität ist" *), 
und „innerhalb des Bundesrates findet die Souve- 
ränität einer jeden Regierung ihren unbestrittenen 
Ausdruck". (Fürst Bismarck im verfassungsberatenden 
Reichstage.) 

§ 5. 2. Die Einzelstaaten sind im streng- 
juristischen Sinne keine Staaten. 

Nachdem gezeigt worden, dass die deutschen 
Einzelstaaten als einzelne nicht souverän sind, aber 
als Gesamtheit souverän sind, ist die Frage, ob sie im 
strengjuristischen Sinne „Staaten" sind, von untergeord- 
neter Bedeutung. Die Beantwortung der Frage hängt 
davon ab, ob man die Souveränität als eine wesentliche 
Eigenschaft des Staates oder nur als eine „Eigen- 
schaft der vollkommenen Staatsgewalt" auffasst. 
(Gerber, Grundzüge, S. 22, Nr. 5.) Hierüber besteht 
in der deutschen staatsrechtlichen Literatur grosse 
Meinungsverschiedenheit, während über den Begriff 
der Souveränität im übrigen, wie oben gezeigt, die 
Ansichten im wesentlichen übereinstimmen. Nach der 
herrschenden Ansicht ist die Souveränität keine wesent- 
liche Eigenschaft des Staates, das unterscheidende 
Merkmal des Staates gegenüber anderen Gemeinwesen 
ist in etwas anderem zu suchen. So bezeichnet 
Lab and 2 ) als das entscheidende für die Staatseigen- 



1) Zorn S. 92 

2) Seite 60 ff. 
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schaft eines menschlichen Gemeinwesens die öffent- 
lich-rechtliche Herrschaft kraft eigenen Rechts, wo- 
bei er unter Herrschaft das Recht versteht, freien 
Personen und Vereinigungen von solchen Handlungen, 
Unterlassungen und Leistungen zu befehlen und &ie 
zur Befolgung derselben zu zwingen. Nicht erforder- 
lich sei dagegen für den Staat, dass seine Staats- 
gewalt „souverän" sei, dass sie nämlich keine Gewalt 
über sich habe, welcher die Befugnis zusteht, ihr 
rechtlich bindende Befehle zu erteilen. J ellin ek 1 ) 
sagt, dass das entscheidende Merkmal für den Staat 
die Verpflichtbarkeit durch den eigenen Willen sei, 
denn ausschliessliche Verpflichtbarkeit durch den 
Staatswillen, also durch fremden Willen, sei das juri- 
stische Merkmal des Untertans; dagegen sei Souve- 
ränität, d. h. ausschliessliche Verpflichtbarkeit durch 
den eigenen Willen, kein Erfordernis des Staates. 

Dieser Auffassung, dass Souveränität für den 
Staat nicht wesentlich sei, kann sich der Verfasser 
nicht anschliessen. Diese Auffassung ist zur Zeit 
des Verfalles des alten Deutschen Reiches entstanden, 
und sie ist den Schriftstellern anderer Länder, die sich 
schon lange eines Einheitsstaates erfreuen, fremd. 
Der Staat, die höchste Form menschlicher Vereinigung, 
das oberste Machtverhältnis auf Erden, muss von jeder 
anderen irdischen Macht unabhängig, muss souverän 
sein. Ein Gemeinwesen, dem von einer ausser ihm 
stehenden Macht sein Wille diktiert wird, die Grenzen 
seiner Tätigkeit gesetzt sind, das überhaupt Beschrän- 
kungen unterliegt, die nicht auf seinem eigenen Willen 
ausschliesslich beruhen, ist kein Staat. Die Souve- 



1) Staatenverbindungen S. 34. 
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ränität i§t, müssen wir mit Held 1 ) sagen, „Natur- 
und Vernunftpostulat der staatlichen Eigenschaft eines 
Wesens". Daher sind die deutschen Einzelstaaten, 
weil angesichts der Kompetenzkompetenz des Reiches 
einzeln nicht souverän, nicht Staaten im streng- 
juristischen Sinne. Der historischen Erinnerung 
halber hat man aber für sie die Bezeichnung als 
Staaten beibehalten, und auch die Reichsverfassung 
nennt sie so. 



IL Abteilung. 

Die Vereinigung mehrerer Staaten. 

Wir wenden uns jetzt der Feststellung des Begriffes 
der „Vereinigung mehrerer Staaten" und der Darstellung 
der Hauptarten der Vereinigung zu. Hierbei ist im vor- 
aus zu bemerken, dass es sich bei der Vereinigung zweier 
deutscher Einzelstaaten streng genommen nicht um 
die Vereinigung zweier „Staaten" handelt, weil die 
deutschen Einzelstaaten, wie soeben in § 5 ausgeführt, 
im strengjuristischen Sinne keifte Staaten sind. Jedoch 
finden die folgenden Ausführungen fast sämtlich auch 
auf solche staatsähnlichen Gemeinwesen wie die 
deutschen Einzelstaaten sind, Anwendung, weil sie 
von dem Vorhandensein oder Fehlen der Souveränität, 
deren Mangel den deutschen Einzelstaaten den Cha- 
rakter als Staaten nimmt, unabhängig sind. 



1) S. 19. Ebenso u. a. Brie S. 9, Hänel St.-R. S. 113, 
Le Für S. 354 ff., Zorn S. 63, auchBodinus in „six livres sur 
la republique": Tetat est un droit gouvernement des plusieurs 
mesnages et de ce qui leur est commun avec puissance sou- 
verainey 
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I. Abschnitt. 

§ 6. Der Begriff der Vereinigung mehrerer 
Staaten 1 ). 

Der Begriff „Vereinigung mehrerer Staaten" kann 
in sehr verschiedenem Sinne gefasst werden. Im 
weitesten Sinne sind unter Vereinigung alle die Vor- 
gänge im Leben der Staaten zu verstehen, durch welche 
zwischen mehreren Staaten Beziehungen, die ihrer 
Natur nach von längerer Dauer und einer gewissen 
Festigkeit sind, geschaffen werden. Im engsten Sinne 
sind darunter nur die Vorgänge zu verstehen, durch 
welche aus mehreren Staaten ein einheitlich, nicht 
pleonarchisch organisierter Staat entsteht, eine Ver- 
einigung, bei der die Individualität mindestens 
eines der zusammenfallenden Staaten untergeht. Für 
unsere Arbeit kommt in erster Reihe die Vereinigung 
im engsten, eigentlichen Sinne in Betracht, daneben 
sind jedoch auch einige Fälle der Vereinigung in 
dem weitesten Sinne, die wir als Vereinigung im 
weiteren Sinne zusammenfassen, von Bedeutung. 



1) Die Bezeichnung „Vereinigung* ist streng genommen 
nur für die Fälle der „Vereinigung im engeren Sinne" zutreffend, 
nicht auch für die als „Vereinigung im weiteren Sinne" zu- 
sammengefassten Fälle. Eine gute gemeinschaftliche Bezeich- 
nung für die sämtlichen vom Verfasser behandelten Fälle, deren 
Kreis er möglichst weit ziehen zu müssen glaubte, ist bei der 
grossen Verschiedenheit dieser Fälle auch nicht zu bilden. Da 
der Verfasser aber zwecks Überschrift eine solche gemeinschaft- 
liche Bezeichnung bilden musste, hat er hierfür das Wort 
„Vereinigung" gewählt, das ihm von den sämtlichen in Betracht 
kommenden Bezeichnungen (etwa „Verbindung" oder ähnl.) 
die beste zu sein scheint. 



Digitized by 



Google 



32 - 



IL Abschnitt. 
Arten der Vereinigung mehrerer Staaten. 

§ 7. 1. Die Hauptarten der Vereinigung 
im weiteren Sinne. 

Wir besprechen zunächst die wichtigsten Arten 
der Vereinigung im weiteren Sinne. 

Was zuerst die Allianz betrifft, so versteht man 
unter ihr die Einigung mehrerer Staaten zu einem 
bestimmten Verhalten in einem bestimmt vorgesehenen 
Falle (foedus). Die wichtigsten Fälle der Allianz 
sind die Bündnisverträge zur Unterstützung im Falle 
eines Krieges, z. B. der Dreibund und der Zweibund, 
ferner Handels- und Konsularverträge u. a. Sie schaffen 
keine organische Verbindung der beteiligten Staaten, 
kein neues Rechtssubjekt, sondern begründen nur ein 
obligatorisches Rechtsverhältnis zwischen den be- 
teiligten Staaten, entsprechend dem privatrechtlichen 
Vertrage, der societas. Die Individualität und Souve- 
ränität der verbündeten Staaten bleibt unberührt, 
denn die Verpflichtungen und Beschränkungen, welche 
die Staaten sich auferlegen, beruhen lediglich auf 
ihrem eigenen Willen, und Selbstbeschränkung hebt 
die Souveränität nicht auf. 

Von der Allianz nur wenig verschieden ist der 
Staatenbund. Er unterscheidet sich von der Allianz 
nur dadurch, dass die Vereinbarung der Staaten zum 
gemeinsamen Handeln nicht nur für bestimmt vor- 
gesehene Fälle, sondern ganz allgemein und für un- 
bestimmte Zeit („auf ewig") abgeschlossen wird, also 
„nur durch den grösseren Umfang der Zwecke, nicht 
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durch die rechtliche Natur" *), der Unterschied ist 
also nur graduell, nicht prinzipiell. Auch der Staaten- 
bund stellt keine organische Vereinigung der beteiligten 
Staaten zu einem Staate dar, vielmehr bleiben die 
beteiligten Staaten rechtlich getrennte Individualitäten 
und souverän, die Beschränkungen, die sie sich auf- 
erlegen, beruhen lediglich auf ihrem eigenen Willen, 
und sie legen sich diese nicht zu Gunsten eines neuen 
Rechtssubjekts, sondern ein Staat legt sie sich zu 
Gunsten des anderen auf. 

Im Gegensatze zum Staatenbunde stellt der Bun- 
desstaat eine organische Vereinigung der beteiligten 
Staaten dar, da aus ihnen ein neuer Staat hervorgeht. 
Aber auch den Bundesstaat können wir keine Ver- 
einigung im eigentlichen Sinne nennen, denn die Staats- 
gewalt des aus der Vereinigung hervorgehenden Staates 
ist nicht einheitlich, sondern pleonarchisch organisiert, 
worin gerade das Charakteristikum des Bundesstaates 
gegenüber dem Einheitsstaate liegt. Die zusammen- 
fallenden Staaten verlieren zwar ihre Souveränität 
und hören damit auf, Staaten zu sein, aber sie bleiben 
doch rechtlich getrennte Individualitäten, die Erhal- 
tung ihrer Individualität ist für den Bundesstaat von 
der höchsten Bedeutung, weil die Regierungen in 
ihrer Gesamtheit Träger der Bundesstaatsgewalt sind. 

Keine organische Vereinigung mehrerer Staaten 
wird durch die Personalunion geschaffen. Von 
Personalunion sprechen wir dann, wenn mehrere 
Staaten dadurch zusammengeknüpft sind, dass in ihnen 
die Trägerschaft der Staatsgewalt bei derselben Person 
ruht. Die Gemeinschaftlichkeit des Trägers der Staats- 
gewalt kann rein zufällig und vorübergehend sein, 



1) Geffcken Seite 6. 
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wie es z. B. bei England und Hannover, Holland 
und Luxemburg der Fall war, sie kann aber auch 
festerer Natur sein, wenn sie auf einer überein- 
stimmenden Thronfolgeordnung beruht. Immer aber 
lässt die Personalunion rechtlich die Individualität 
der unierten Staaten unberührt, diese bleiben ganz 
getrennte Staaten mit möglicher Weise ganz ver- 
schiedener Verfassung, und bei völligem Aussterben 
der Dynastie wird die Union wenigstens in der Regel 
wieder getrennt. Politisch freilich kann die Personal- 
union ein wichtiges Band zwischen den beteiligten 
Staaten bedeuten, vor allem wenn zwischen diesen 
keine grossen nationalen, wirtschaftlichen oder son- 
stigen Gegensätze bestehen, und sie kann sogar zur 
völligen Vereinigung der Staaten führen, wie dies 
z. B. bei England und Schottland, bei Kastilien und 
Aragonien der Fall war. 

Der eigentlichen Vereinigung mehrerer Staaten 
näher steht die Realunion, deren Begriff allerdings 
zu den bestrittensten und am wenigsten bestimmten 
der staatsrechtlichen Literatur gehört. Nach unserer 
Ansicht liegt sie dann vor, wenn mehrere Staaten 
nicht nur durch die Gemeinsamkeit des Trägers der 
Staatsgewalt, die durch eine übereinstimmende Thron- 
folgeordnung für die Zukunft gesichert ist, mit ein- 
ander verbunden sind, sondern auch für einzelne 
Zweige der Staatstätigkeit, z. B. Vertretung nach 
aussen hin, Militärverwaltung, Finanzverwaltung, eine 
Gemeinschaft mit gemeinsamen Organen, z. B. Mini- 
sterien, Gesandten, Konsuln, bilden, und zwar dauernd, 
d. h. kraft eines Rechtstitels, der sie gegenseitig bindet, 
z. B. Staatsvertrag, gemeinsames Staatsgrundgesetz. 
Durch Realunion sind z. B. Österreich und Ungarn, 
Ungarn und Kroatien, Schweden und Norwegen mit 
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einander verbunden. Auch die Realunion führt recht- 
lich eine organische Vereinigung der beteiligten 
Staaten nicht herbei, diese bleiben, abgesehen von 
den gemeinschaftlichen Gebieten der Staatstätigkeit, 
ganz getrennt, sie bleiben verschiedene staatliche In- 
dividuen, die sich nur zur gemeinsamen Ausübung 
einzelner staatlichen Funktionen vereinigt haben. 

Endlich wird eine eigentliche Vereinigung mehrerer 
Staaten auch nicht dadurch herbeigeführt, dass ein 
Staat die Ausübung einzelner Hoheitsrechte 
an einen andern Staat überträgt, wie z. B. dem 
preussischen Staate die Erhebung der Zölle und 
Reichsverbrauchssteuern in mehreren anderen deut- 
schen Einzelstaaten vertragsmässig zusteht. Aber 
auch wenn ein Staat die Ausübung aller Hoheits- 
rechte an einen anderen überträgt, wie es z. B. 
Waldeck im Vertrage vom 28. Juli 1867 zu Gunsten 
Preussens getan hat, bleiben die beiden Staaten 
rechtlich ganz getrennt. Ihre Staatsgewalten bleiben 
ganz verschiedene, der ausübende Staat ist in dem 
Gebiete des anderen Staates nicht Herr, sondern Ver- 
treter des anderen Staates, er übt nicht seine eigene 
Staatsgewalt, sondern die des anderen Staates aus. 
Praktisch kann dies allerdings der völligen Ver- 
einigung der beiden Staaten ganz nahe kommen. 



§ 8. 2. Arten der Vereinigung im eigentlichen 

Sinne. 

Wir wenden uns nunmehr der Vereinigung im 
engeren, eigentlichen Sinne zu. Sie liegt, wie gesagt, 
dann vor, wenn aus zwei Staaten ein einheitlich, 
nicht pleonarchisch organisierter Staat entsteht. Diese 
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Vereinigung kann nun wieder einen zweifachen Cha- 
rakter haben, sie kann Einverleibung oder Ver- 
schmelzung sein. 

Die Einverleibung ist die entschieden wich- 
tigere, häufigere Art der Vereinigung im eigentlichen 
Sinne. Sie liegt dann vor, wenn ein Staat der Staats- 
gewalt eines anderen Staates unterstellt wird (in- 
corporatio pleno inaequali iure). Hierbei geht die 
Individualität des einverleibten Staates unter, die des 
einverleibenden bleibt erhalten. Der einverleibende 
Staat wird Rechtsnachfolger des einverleibten Staates 
im Sinne des öffentlichen Rechts. Die öffentlich- 
rechtliche Succession stimmt mit der privatrechtlichen 
darin überein, dass bei beiden der Rechtsnachfolger 
in die Stelle des Vorgängers eintritt und dessen Rechte 
und Pflichten fortsetzt, sie unterscheidet sich von 
der privatrechtlichen Succession aber dadurch, dass 
bei dieser der Rechtsnachfolger in die Stellung seines 
Vorgängers eintritt und dessen Rechte und Pflichten 
fortsetzt, als wäre es der Vorgänger selbst, während 
es der öffentlichrechtliche Rechtsnachfolger in der 
Weise tut, als wären es seine eigenen Rechte und 
und Pflichten 1 ). „Die Rechtsnachfolge unter Staaten 
ist Nachfolge ins Staatsgebiet, in der Weise, dass 
der neue Gebietsherr seine Staatsgewalt setzt an die 
Stelle oder über diejenige seines Vorgängers" 2 ). Der 
einverleibende Staat erwirbt nicht die Staatsgewalt 
des einverleibten Staates, diese geht vielmehr unter, 
und der einverleibende Staat dehnt seine eigene 
Staatsgewalt auf Land und Leute des einverleibten 
Staates aus. Daher gehen die Rechte und Pflichten 



1) Huber S. 18. 

2) Huber S. 8. 
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des einverleibten Staates, die ein Ausfluss seiner 
Staatsgewalt sind, nicht auf den einverleibenden Staat 
über, sondern gehen unter, z. B. behält der einver- 
leibende Staat nach wie vor seine eine Stimme im 
Völkerkonzert 1 ). Dagegen gehen solche Rechte und 
Pflichten des einverleibten Staates, die nicht ein Aus- 
fluss seiner Staatsgewalt sind, auf den einverleibenden 
Staat über, z. B. sein Vermögen 2 ). Die Einverleibung 
ist in der Regel die Folge eines Krieges, durch den 
ein Staat den anderen zertrümmert und seine Staats- 
gewalt an die Stelle der alten Staatsgewalt setzt 
(Annexion), wie z. B. Preussen im Jahre 1866 Hannover, 
Kurhessen, Nassau und Frankfurt a. M. einverleibte. 
Sie kann aber auch in friedlicher Weise, auf Grund 
einer Vereinbarung zustande kommen, wie z. B. die 
Fürstenttimer Hohenzollern - Hechingen und Hohen- 
zollern-Sigmaringen durch den Vertrag vom 7. Dezember 
1849 in Preussen einverleibt wurden (Subjektion). 

Die zweite Art der Vereinigung im eigentlichen 
Sinne ist die Verschmelzung (unio vel incorporatio 
pleno aequali iure). Sie liegt dann vor, wenn zwei 
Staaten sich einer neuen einheitlich organisierten 
Staatsgewalt unterstellen, wobei ihre eigene Staats- 
gewalt und Individualität untergeht. Auch bei der 
Verschmelzung findet eine öffentlichrechtliche Rechts- 
nachfolge statt, der neuentstandene Staat wird Rechts- 
nachfolger der verschmolzenen Staaten, er erwirbt 
nicht deren Staatsgewalt und die aus dieser ent- 
springenden Rechte und Pflichten, vielmehr gehen 
diese unter, dagegen erwirbt er die anderen Rechte 
und Pflichten der verschmolzenen Staaten. 



1) Huber S. 150. 

2) v. Liszt, Völkerrecht, S. 181 ff. 
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Beispiele für eine Verschmelzung sind recht 
selten, es sind etwa zu erwähnen die Bildung der 
Republik Kolumbien und die Errichtung der Helve- 
tischen Republik aus den 13 Ständen der alten 
Schweizer Eidgenossenschaft und deren Untertanen- 
ländern und Verbündeten 1 ). 



1) Huber S. 161. 
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IL Teil. 

Die Bedeutung der Vereinigung zweier 
deutscher Einzelstaaten für die Ver- 
fassung des Deutschen Reiches. 

Nach Feststellung der Begriffe, „deutsche Einzel- 
staaten" und „Vereinigung mehrerer Staaten" treten 
wir jetzt an die Erörterung der Frage nach der Be- 
deutung der Vereinigung zweier deutscher Einzel- 
staaten für die Verfassung des Deutschen Reiches 
heran. Hierbei soll zunächst (1. Abteilung) dargelegt 
werden, in welcher Weise die Vereinigung ordnungs- 
mässig zu erfolgen hat, und welche Wirkungen die 
ordnungsmässig erfolgte Vereinigung auf die recht- 
lichen Verhältnisse im Reich ausübt, sodann (IL Ab- 
teilung) sollen die wichtigsten Fälle der nichtord- 
nungsmässigen Vereinigung besprochen worden. 

Bei Besprechung der ordnungsmässigen Vereini- 
gung ist die früher auseinandergesetzte Unterscheidung 
zwischen Vereinigung im engeren und im weiteren 
Sinne zu machen. (I. und IL Abschnitt.) Wir 
sprechen zunächst über die Vereinigung im engeren, 
eigentlichen Sinn und setzen zuerst auseinander, in 
welcher Weise sie ordnungsmässig zu erfolgen hat. 
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I. Abteilung. 

Die ordnungsmässige Vereinigung zweier 
Einzelstaaten. 

I. Abschnitt. 
Die Vereinigung im engeren Sinn. 

I. Kapitel. 
Wie hat die Vereinigung zu erfolgen? 

§ 9. 1. Zur Vereinigung ist zunächst der 
freie Wille der beteiligten Einzelstaaten 
erforderlich. 

Zur ordnungsmässigen Vereinigung zweier Einzel- 
staaten ist zunächst ihr eigener freier Wille erforder- 
lich, indem entweder ein Einzelstaat sich der Staats- 
gewalt eines anderen unterstellt, oder, was weniger 
wahrscheinlich ist, zw r ei Einzelstaaten eine neue Staats- 
gewalt schaffen und sich unter Auflösung ihrer 
Staatsgewalt dieser unterwerfen. In welcher Weise, 
unter welchen Bedingungen die Vereinigung der beiden 
Einzelstaaten erfolgt, hängt von ihrem Willen ab. 
In welcher Weise der zur Vereinigung eines Einzel- 
staates mit einem anderen erforderliche Wille zustande 
kommt, bestimmt sich nach der Verfassung des be- 
treffenden Einzelstaates. Hierauf näher einzugehen, 
die Bestimmungen der verschiedenen Einzelstaats- 
verfassungen darzustellen, geht über den Rahmen 
der Arbeit hinaus. Es sollen daher nur die Be- 
stimmungen der Pr eus sisc hen Verfassung besprochen 
werden. 

Nach der Preussischen Verfassung hat die Ein- 
verleibung eines anderen Einzelstaates in den Preussi- 
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sehen Staat im Wege der Gesetzgebung zu erfolgen. 
Denn nach Art. 2 der Verfassung können die Grenzen 
des preussischen Staatsgebiets nur durch ein Gesetz 
verändert werden ; Einverleibung eines anderen Staates 
in den preussischen führt aber die Einverleibung seines 
Gebietes in das preussische Staatsgebiet, also Er- 
weiterung des letzteren und Änderung seiner Grenzen 
herbei. In der staatsrechtlichen Literatur besteht 
Meinungsverschiedenheit darüber, ob zur Grenzver- 
änderung ein in der sonst für Gesetze vorgeschriebenen 
Weise zu erlassendes und zu verkündendes Gesetz er- 
forderlich sei, oder der blosse Konsens zwischen 
Krone und Landtag genüge. Die staatsrechtliche 
Praxis ist auch nicht gleichmässig gewesen. Der 
richtigen Ansicht nach folgt aber aus Art. 2, dass ein 
Gesetz erforderlich ist, d. h.ein solcher Akt, der auch 
in der Form dem Art. 62 entspricht, gemäss Art. 45 
verkündet wird und erst hierdurch zufolge Art. 106 
verbindlich wird 1 ). Die neuere staatsrechtliche Praxis 
hat sich dieser Ansicht auch angeschlossen. Über 
die Einverleibung des preussischen Staates in einen 
anderen oder seine Verschmelzung mit einem anderen 
enthält die preussische Verfassung keine ausdrück- 
lichen Bestimmungen. Diese Vorgänge liegen aber 
auch bei dem Übergewichte Preussens über die 
anderen Einzelstaaten so sehr ausserhalb jeder prak- 
tischen Möglichkeit, dass ihre Erörterung ohne Wert 
ist. Der Vollständigkeit halber sei jedoch bemerkt, dass 
in solchem Falle ein Gesetz erforderlich wäre, und 
zwar ein verfassungsänderndes Gesetz, das den Vor- 
schriften des Art. 107 entsprechen muss. Denn nach 
Art. 107 ist ein in besonders feierlicher Form zu- 



1) So u. a. Rönne-Zorn I, S. 197. 
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stände gekommenes Gesetz erforderlich zu jeder Ab- 
änderung der Verfassung; ein solches Gesetz ist also, 
indem wir vom kleineren auf das grössere schliessen, 
erst recht erforderlich für solche Handlungen des 
Staates, durch die die Verfassung des Staates nicht 
nur geändert, sondern mit Zerstörung seiner staat- 
lichen Individualität sogar beseitigt wird. 

2. Zur Vereinigung ist ferner Zustimmung des 
Reiches erforderlich. 

§ 10. a) Notwendigkeit der Zustimmung des 

Reiches. 

Zum ordnungsmässigen Zustandekommen der 
Vereinigung zweier Einzelstaaten gehört ausser dem 
freien Willen der beteiligten Einzelstaaten noch die 
Zustimmung des Reiches, weil dieses das Vorhanden- 
sein der 25 Einzelstaaten voraussetzt und gewähr- 
leistet hat. Über diese Frage gehen jedoch die An- 
sichten sehr weit auseinander. Nach der herrschenden 
Ansicht, die vor allem von Lab and 1 ) vertreten wird, 
ist eine Mitwirkung des Reiches zum Zustandekommen 
der Vereinigung nicht erforderlich, weil das Reich 
das Bestehen der Einzelstaaten nicht geboten oder 
gewährleistet habe. Wir wollen zunächst diese herr- 
schende Ansicht im Anschluss an ihren Hauptvertreter 
Laban d auseinandersetzen und sie dann zu wider- 
legen suchen. 

Nach Lab and folgt zunächst eine verfassungs- 
mässige Garantie für das Fortbestehen der Einzel- 
staaten nicht aus dem Wesen des Bundesstaates, denn 



1) I, Seite 116 ff. Ebenso u. a. Arndt, Staatsrecht, S. 73, 
Rönne S. 60, Schulze S. 8, Thudichum S. 61 ff. 
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der Bundesstaat würde bestehen bleiben , wenn 
auch das eine oder andere der Mitglieder verschwin- 
den sollte. „Man muss zugeben, dass das Deutsche 
Reich als Bundesstaat nicht gedacht werden kann 
ohne autonome Staaten, aber es lässt sich gewiss 
nicht behaupten, dass das Deutsche Reich aufhören 
würde ein Bundesstaat zu sein, wenn es statt aus 
25 Staaten aus 24 oder aus 18 Staaten bestünde. 
Aus dieser Erwägung erfolgt daher niemals eine 
reichsverfassungsmässige Garantie der tatsächlich vor- 
handenen einzelnen Staaten." 1 ) Nach Laband folgt 
ferner eine Garantie für das Fortbestehen der Einzel- 
staaten nicht aus den Bestimmungen der Reichsver- 
fassung, nicht aus den drei Stellen der R.-V., an 
denen nach Laband die Einzelstaaten namentlich 
aufgeführt sind. Denn „der Eingang zur Reichsver- 
fassung enthält überhaupt keinen Rechtssatz, sondern 
ist bloss referierend; er bekundet nur die Tatsache, 
dass das Reich durch den freien Willensentschluss 
der deutschen Souveräne errichtet worden ist" 2 ). 
Art. 1 der R.-V. enthält nach Laband lediglich die 
Angabe der äusseren Ausdehnung des Reichsgebiets, 
indem er die Staaten nennt, deren Staatsgebiete zu- 
sammen das Reichsgebiet bilden, er enthält dagegen 
nicht die Festsetzung, dass die aufgezählten Teile als 
solche fortbestehen müssen. „Falls etwa die beiden 
Mecklenburg zu einem Staate vereinigt werden sollten, 
würde zwar die Aufzählung in Art. 1 den tatsäch- 
lichen Verhältnissen nicht mehr entsprechen, aber 
die staatsrechtliche Vorschrift über die Ausdehnung 
und den Bestand des Bundesgebietes wäre nicht ver- 



1) Laband S. 117. 

2) Laband S. 118. 
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letzt" 1 ). Endlich folgt nach Lab and die Notwendig- 
keit des Fortbestehens der Einzelstaaten nicht aus 
Art. 6 der R.-V. Denn die Aufzählung der Einzel - 
Staaten in Art. 6 habe nicht den Charakter einer 
selbständigen Rechtssatzung, sondern sei nur eine 
Durchführung des der Stimmverteilung im Bundes- 
rate zu Grunde liegenden Prinzips, „dass die Stimm- 
führung sich nach Massgabe der Vorschriften für das 
Plenum des ehemaligen Deutschen Bundes verteilt 14 . 
Dieses Prinzip sei zwar in der Reichsverfassung nicht 
mehr wie in der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
der Aufzählung vorausgestellt, dass es aber trotzdem 
noch gelte, gehe aus dem Ausdruck „Preussen mit 
den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, 
Holstein, Nassau und Frankfurt" hervor. „Art. 6 
trifft also in seinem dispositiven Teile eine Bestimmung 
über die Stimmen der tatsächlich vorhandenen 25 
Staaten, nicht aber eine Anordnung über das Vor- 
handensein der 25 in ihm genannten Staaten. Aller- 
dings würde eine Änderung in dem vorhandenen Be- 
stände der deutschen Bundesstaaten eine formelle 
Änderung des Wortlautes des Art. 6 und möglicher- 
weise eine Modifizierung des dem Artikel zu Grunde 
liegenden Prinzips der Stimm Verteilung zur Folge 
haben, dagegen würde sie in ihrer rechtlichen Giltig- 
keit von einer Änderung des Art. 6 nicht bedingt sein" 2 ). 
Nach diesen Ausführungen kommt Laband zu 
dem Ergebnisse, dass die Reichsverfassung das Fort- 
bestehen der 25 Einzelstaaten nicht gewährleistet 
hat, und dass daher eine Vereinigung zweier Einzel- 
staaten ohne die Zustimmung des Reiches erfolgen 
kann. 



1) Laband S. 119. 

2) Laband S. 120. 
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Dieäer Ansicht kann sich der Verfasser, wie be- 
reits bemerkt, nicht anschliessen. Seiner Ansicht 
nach hat das Reich das Fortbestehen der Einzel- 
staaten, weil es an ihm das höchste Interesse hat, 
gewährleistet. 

Dies ergibt sich zunächst aus dem Wesen des 
Reiches als eines Bundesstaates. Wir sahen, dass 
die Regierungen der 25 Einzelstaaten in ihrer Ge- 
samtheit den Träger der Reichsstaatsgewalt bilden. 
Das Bestehen dieser Einzelstaaten ist also für das Reich 
geradezu Voraussetzung, denn bei Wegfall eines 
Einzelstaates würde auch seine Regierung wegfallen, 
und damit würde im Träger der Staatsgewalt des 
Reiches eine Änderung eintreten, also das Reich selbst 
eine tiefgreifende Veränderung erleiden. 

Dass das Reich den Fortbestand der Einzel- 
staaten voraussetzt, dass diese „nicht nur historisch- 
politische, sondern rechtliche Individualitäten" 1 ) sind, 
folgt ferner im Gegensatz zu Labands Ansicht aus 
den Bestimmungen der Reichsverfassung selbst. Aller- 
dings ist Lab and zuzugeben, dass die Eingangsworte 
zur Reichsverfassung nicht zum Beweise herange- 
zogen werden können, da sie, wie vom Verfasser 
selbst ausgeführt, lediglich enuntiativen, nicht dis- 
positiven Charakter haben. Ja, es ist sogar noch zu 
Gunsten der La band sehen Ansicht hinzuzufügen, 
dass in den Eingangsworten gar nicht die 25 Einzel- 
staaten aufgezählt sind, sondern nur vom Nord- 
deutschen Bunde und den 4 süddeutschen Staaten die 
Rede ist. 

Dagegen ergibt sich die Notwendigkeit des Fort- 
bestehens der Einzelstaaten aus Art. 1 und Art. 6 



1) Zorn I, S. 93. 



Digitized by 



Google 



— 46 — 

der Reichs Verfassung. „Art. 1 hat allerdings, wie 
nicht nur der Text, sondern auch die Überschrift 
beweist, zu seiner nächsten und eigentlichen Absicht, 
das Bundesgebiet zu bezeichnen. Allein um dies zu 
tun, begnügt sich die Verfassung nicht damit, die 
Auslandsgrenzen und damit die einbegriffene Inland- 
fläche zu beschreiben ; vielmehr zählt sie die einzelnen 
Staaten ausdrücklich auf, aus denen das Bundesgebiet 
bestehen soll. Sie bringt dadurch die Absicht zum 
vollen Ausdruck, dass das Bundesgebiet nicht schlecht- 
hin als einheitliches und vom Bestände der Einzel- 
staaten absehendes und darum nur nach aussen der 
Abgrenzung bedürftiges in rechtlichen Betracht ge- 
zogen ist. Vielmehr will sie dasselbe auch nach 
seiner inneren Gliederung als ein zusammengesetztes, 
das Bund es Verhältnis widerspiegelndes bestimmen. 
Dies ist auch der Grund, weshalb es in der Reichs- 
verfassung „Bundesgebiet, nicht „Reichs a gebietheisst; 
um die Absicht der einzelstaatlichen Gliederung des 
Reiches nicht verdunkeln zu lassen, bekämpfte der 
Reichskanzler ein Amendement, welches bei den Ver- 
handlungen des Reichstages am 1. April 1871 das 
Wort „Bundesgebiet" durch „Reichsgebiet" ersetzt^ 
wissen wollte. Durch Art. 1 ist also der Bestand der 
einzelnen aufgezählten Staaten a^s eine verfassungs- 
mässige Notwendigkeit anerkannt, die darum nicht 
minder zu Recht besteht, weil sie behufs Gliederung 
des Bundesgebiets verlautbart wird" *). 

Ebenso ergibt sich eine Garantie für das Fort- 
bestehen der Einzelstaaten aus Art. 6 der R.-V., der 
die Zusammensetzung des Bundesrates bestimmt. 
„Der Bundesrat soll bestehen aus den Vertretern der 
Mitglieder des Bundes. Jedes derselben soll eine 

1) Hänel St.-R. S. 343. 
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Stimme und zwar nur eine einheitliche Stimme führen, 
aber das Stimm ge wicht ist ein verschieden abge- 
stuftes je nach der ungefähren Schätzung der politischen 
Bedeutung des Bundesgliedes. Die verfassungsmässige 
Organisation des Bundesrates ist untrennbar ver- 
knüpft mit dem in seinem politischen Gewicht abge- 
schätzten Bestände jedes einzelnen der aufgeführten 
Bundesmitglieder. Auch hier ist der Bestand der einzelnen 
aufgezählten Bundesmitglieder als eine verfassungs- 
mässige Not wendigkeit anerkannt, die es darum nicht min- 
der ist, weil sie in Rücksicht auf die Bildung eines Haupt- 
organes des Reiches zur Geltung gebracht wird" *). Die 
Behauptung Laban ds, dass die Aufzählung der Einzel- 
staaten lediglich eine faktische Durchführung des 
Prinzips sei, dass die Stimmverteilung im Bundesrate 
sich nach der im Plenum des alten deutschen Bundes 
richtet und keinen dispositiven Charakter habe, ist nicht 
zutreffend, der ganze Artikel ist dispositiv, ja Hänel 1 ) 
bemerkt mit Recht, dass die Festsetzung dieses Prin- 
zips nicht das Entscheidende des Artikels sei, sondern 
lediglich eine Motivierung der getroffenen Stimm- 
verteilung darstelle. Zudem ist überhaupt zweifel- 
haft, ob das Prinzip noch als bestehend zu betrachten 
ist. Denn einerseits ist das Prinzip in der Reichsver- 
fassung im Gegensatz zur Verfassung des Norddeutschen 
Bundes nicht ausdrücklich ausgesprochen, der Auf- 
zählung der Einzelstaaten vorausgeschickt, und die 
Worte „Preussen mit den ehemaligen Stimmen von ..." 
können nicht als Beweis für das Fortbestehen des 
Prinzips angesehen werden, weil eine Kumulation 
von Stimmen dem Recht des Deutschen Bundes, dem 
Art. 16 der Wiener Schlussakte widerspricht, anderer- 
seits stehen Bayern entsprechend § 1 des Zollvereins- 
1) Hänel St.-R. S. 343. 
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Vertrages vom 8. Juli 1867 mehr Stimmen zu, als es 
im Plenum des Deutschen Bundes hatte. 

Wir sehen also, dass sowohl aus dem Charakter 
des Reiches als eines Bundesstaates, als auch aus 
besonderen Bestimmungen der Reichsverfassung her- 
vorgeht, dass die Erhaltung der Individualität der 
Einzelstaaten für das Reich von der höchsten Be- 
deutung, dass die Existenz der Einzelstaaten „nicht 
bloss ihre eigene Sache ist, sondern für alle Bundes- 
glieder ein rechtliches Interesse hat" *), dass die Reichs- 
verfassung das Fortbestehen der Einzelstaaten ver- 
langt. Da nun die Einzelstaaten dem Reiche, als 
Glieder gegenüber dem Gesamtstaate, untergeordnet 
sind, da ihre Interessen, als Interessen eines Teiles 
des Staates, denen des Reiches, des Staates, nach- 
stehen, bedürfen solche Handlungen der Einzelstaaten, 
durch welche die vom Reiche gebotene gewährleistete 
Individualität der Einzelstaaten beseitigt wird, der 
Zustimmung des Reiches. 

Daher ist zur Vereinigung zweier Einzelstaaten, 
durch die die Individualität zum mindesten (im Falle 
der Einverleibung) eines Einzelstaates untergeht, die 
Zustimmung des Reiches erforderlich. 

Endlich sei noch bemerkt, dass die Erteilung 
der Zustimmung zur Vereinigung vom freien Ermessen 
des Reiches abhängt, und die Einzelstaaten keinen 
Anspruch auf sie haben. Nicht richtig scheint es dem 
Verfasser, zu unterscheiden, ob die Vereinigung be- 
gründet ist „durch solche Rechtshandlungen, welche 
zur Zeit der Entstehung des Norddeutschen Bundes, 
beziehungsweise des Deutschen Reiches einen rechts- 
giltigen Bestandteil des Verfassungsrechts der Einzel- 



1) v. Martitz 'S. 13, bes. Zorn I, S. 93 ff. 
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Staaten bildeten", oder „durch freie, defr Bünden 
gründung nachfolgende Beliebungen der Einzel- 
staaten" herbeigeführt ist, und im ersten Falle den 
beteiligten Einzelstaaten einen Anspruch auf die Zu- 
stimmung des Reiches zuzugestehen, „weil die Reichs- 
verfassung es zweifellos zur Absicht hatte, die Einzel* 
Staaten als Mitglieder aufzunehmen in dem Rechts» 
bestände, welchen ihre eigene Verfassung aufwies". 
Im Gegensatz zu dieser von Hänel 1 ) vertretenen 
Ansicht nimmt der Verfasser an, dass wenn zwei 
Einzelstaaten sich vor der Reichsgründung zur Ein- 
verleibung des einen in den anderen oder zu gegen- 
seitiger Verschmelzung verpflichtet haben, diese Ver- 
pflichtung mit der Reichsgründung untergegangen ist. 
Denn wegen der Unterordnung der Einzelstaaten 
unter das Reich können Verpflichtungen dfcr Einzel- 
staaten zu Handlungen, durch die vota Reiche 
gebotene Verhältnisse geändert werden, keine recht- 
liche Bedeutung haben. Die Zustimmung des Reiches 
ist also stets, auch wenn die Einzelstaaten sich vor 
der Reichsgründung zu ihrer Vereinigung verpflichtet 
haben, vom freien Ermessen des Reiches abhängig. 

§ 11. b) Die Form für die Zustimmung 
des Reichs. 

Nachdem wir gesehen haben, dass die Vereini- 
gung zweier Einzelstaaten der Zustimmung des Reiches 
bedarf, fragt sich, in welcher Weise diese Zustimmung 
zu erfolgen hat. 

Zunächst ist auf Grund unserer früheren Aus- 
führungen klar, dass die Zustimmung nicht durch ein 
einfaches Gesetz erteilt werden kann. t)ie Reichs- 



1) Hänel, St.-R., S. 349. 
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Verfassung setzt, wie gezeigt, das Vorhandensein der 
25 Einzelstaaten voraus und erleidet durch Änderungen 
in der Zahl der Einzelstaaten tiefgreifende Verände- 
rungen. Daher ist für die Zustimmung des Reiches 
zur Vereinigung zweier Einzelstaaten mindestens ein 
verfassungsänderndes Gesetz, ein Gesetz ent- 
sprechend dem Art. 78 der RV., erforderlich, ein ein- 
faches Gesetz genügt nicht. Dass letzteres genüge, 
wird auch, soweit der Verfasser übersehen kann, von 
keinem Schriftsteller behauptet. 

Aber genügt denn ein verfassungsänderndes Ge- 
setz, wird für so wichtige Handlungen, wie sie die Zu- 
stimmung zur Vereinigung zweier Einzelstaaten dar- 
stellt, nicht mehr verlangt? Nach Ansicht des Ver- 
fassers ist ein verfassungsänderndes Gesetz genügend. 
Dagegen haben mehrere Schriftsteller die Ansicht 
ausgesprochen, dass zur Vereinigung zweier Einzel- 
staaten die Zustimmung sämtlicher Einzel- 
staaten erforderlich sei. Wir wollen die Begrün- 
dungen dieser Schriftsteller im einzelnen darstellen, 
prüfen und zu widerlegen suchen und dann unsere 
eigene Ansicht näher entwickeln. 

Leicht zu widerlegen sind zwei Begründungen für die 
Notwendigkeit der Zustimmung sämtlicher Einzelstaaten, 
die aus der Zeit des Norddeutschen Bundes stammen. 

Zunächst hat man die Notwendigkeit der Zu- 
stimmung sämtlicher Einzelstaaten begründet mit dem 
Charakter des Reiches als eines „ewigen Bundes", 
welcher jede Auflösung des Bundesverhältnisses durch 
einseitigen Rücktritt oder Mehrheitsbeschluss verbiete. 
Diese Ansicht 1 ) ist leicht zu widerlegen. Denn die 

1) G. Meyer, Grundzüge des Nd. Bundesrechts S. 46. 
Jetzt hält G. Meyer, Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts 4. Aufl. 
§ 1G5, „verfassungsänderndes Gesetz" für genügend. 
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Bezeichnung des Reiches als „ewiger Bund" steht ii1 
den juristisch bedeutungslosen Eingangsworten zur 
Reichs Verfassung; zudem ist „ewiger Bund u ein ganz 
unbestimmter und juristisch nicht zu verwertender 
Begriff. 

Um die Notwendigkeit der Zustimmung aller 
Einzelstaaten zu begründen, ist ferner angeführt worden, 
„dass das freiwillige Ausscheiden eines der Einzel- 
staaten, etwa durch Verzicht auf seine Souveränität, 
eine einseitige Aufhebung eines gegenseitigen Vertrages, 
als den sich die Reichsverfassung darstelle, sei" 1 ). 
Diese Ansicht ist am schnellsten widerlegt durch den 
Hinweis darauf, dass das Reich gar nicht auf einem 
Vertrage beruht, die Reichsverfassung nicht ein gegen- 
seitiger Vertrag der deutschen Einzelstaaten, sondern 
ein Gesetz des Deutschen Reiches ist, wie früher aus- 
geführt wurde. 

Im Gegensatz zu den angeführten Ansichten be- 
dürfen einer sehr eingehenden Besprechung die Aus- 
führungen Zorns 2 ), der ebenfalls für die Notwendigkeit 
der Zustimmung sämtlicher Einzelstaaten zu der Ver- 
einigung zweier Einzelstaaten eintritt. Nach Zorns 
Ansicht handelt es sich allerdings streng genommen 
nicht um die Zustimmung der Einzelstaaten zur Vor- 
nahme der Vereinigung zweier Einzelstaaten, sondern 
um die Erklärung der Einzelstaaten, dass sie bereit 
sind zur Erneuerung des durch die Vereinigung zweier 
Einzelstaaten aufgelösten Reiches. Zorn führt folgen^ 
dermassen aus 3 ): „In dem Verzichte eines Bundesgliedes 
durch seine kompetenten Faktoren auf seine staatliche 



1) v. Martitz S. 9. Ebenso Seydel S. 37. 

2) Seite i)4, 9.\ 

3) Seite 94, 95. 
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Individualität" — und dies liegt, wie ausgeführt, bei 
der Vereinigung zweier Einzelstaaten mindestens be- 
züglich eines Einzelstaates vor — „läge der Wegfall eines 
Gliedes der Bundeskette, eines Teiles desjenigen fak- 
tischen Substrates, auf welchem der deutsche Staat 
begründet wurde und fortwährend beruht. Ein solcher 
Wegfall müsste in logischer Konsequenz als eine fak- 
tische Lösung des bisher bestandenen Bundes auf- 
gefasst werden, und es bedürfte somit in diesem Falle 
eines neuen Willensaktes der Bundesglieder zur Er- 
neuerung, bezw. Modifikation des faktisch gelösten 
Verhältnisses. In welcher Form dieser Willensakt 
sich vollzöge, wäre allerdings gleichgiltig, wenn nur 
das materielle Erfordernis der Übereinstimmung der 
Bundesglieder gewahrt bliebe. Der Gesetzgebung durch 
Mehrheitsbeschluss aber sind derartige Veränderungen 
der Staatsgewalt des Reiches entzogen." 

Dieser Ansicht Zorns kann sich der Verfasser 
nicht anschliessend Allerdings hat die Vereinigung 
zweier Einzelstaaten, wie auch schon ausgeführt, für 
das Reich tiefgreifende Veränderungen zur Folge. 
Denn durch die Vereinigung geht die Individualität 
zum mindesten eines der beteiligten Einzelstaaten unter. 
Die Folge hiervon ist, dass im Mitgliederbestande des 
Reiches, in der Zahl der Einzelstaaten, eine Änderung 
eintritt, dass ferner der Träger der Staatsgewalt des 
Reiches eine Änderung erleidet, weil mit dem Unter- 
gange der Individualität eines Einzelstaates auch seine 
Regierung wegfällt, die 25 Einzelstaatsregierungen in 
ihrer Gesamtheit aber den Träger der Reichsstaats- 
gewalt bilden. Diese Änderungen bedeuten aber nicht 



1) Für das folgende vergleiche Huber S. 6. Jellinek, 
A. St. L. S 252 und St. V. S. 274. 
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Untergang des Reiches mit nachfolgender Neugründung, 
vielmehr bleibt das Reich bestehen und erleidet nur 
eine Änderung seiner Verfassung. Dies ergibt sich 
aus dem Wesen des Staates als eines menschlichen 
Verbandes. Als solcher verlangt der Staat eine 
Organisation, eine Verfassung, die aus der Mehrheit 
der Einzelnen, aus denen der Staat besteht, die seine 
faktische Unterlage bilden, eine Einheit schafft, ver- 
langt er ein Band, das die einzelnen Mitglieder zu 
einer Gesamtheit zusammenhält, und eine Regelung 
für das Zusammenwirken der Mitglieder zur Erreichung 
der Zwecke des Staates. Solange ein solches Band, 
das die einzelnen verbindet, besteht, solange der Zu- 
sammenhang zwischen den Mitgliedern aufrecht er- 
halten bleibt, besteht der Verband fort. Der Staat 
geht nicht unter, wenn von seinen Mitgliedern einzelne 
wegfallen oder andere Mitglieder hinzutreten, er ist 
ebenso wie der Verein des Privatrechts unabhängig 
vom Wechsel der Mitglieder; durch diesen wird wohl 
seine Erscheinungsform, aber nicht sein Wesen geändert. 
Ebenso bleibt der Staat fortbestehen, wenn die Organi- 
sation, welche die einzelnen zusammenhält, sich ändert, 
solange nur der Zusammenhang der einzelnen nicht 
ganz gelöst wird. Der Staat, das durch eine souve- 
räne Gewalt zur Einheit erhobene Volk, setzt aller- 
dings eine Staatsgewalt und einen Träger der Staats- 
gewalt voraus, jedoch nicht eine bestimmte Gestaltung 
der Staatsgewalt und ihres Trägers, so dass mit jeder 
Änderung im Träger der Staatsgewalt der Staat unter- 
ginge. Nur dann geht mit dem Träger der Staats- 
gewalt der Staat selbst unter, wenn nicht sogleich ein 
neuer Träger der Staatsgewalt an die Stelle des alten 
tritt, weil dann der Zusammenhang der Mitglieder des 
Verbandes gelöst wird, weil niemand da ist, der die 
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Rechte und Pflichten des Staates übernehmen könnte. 
Tritt dagegen an die Stelle des alten Trägers der 
Staatsgewalt sogleich ein neuer, so dass der rechtliche 
Zusammenhang der Staatsangehörigen in keinem Mo- 
mente gelöst wird, die Verbandszwecke wenigstens 
zum grössten Teile ununterbrochen besorgt werden, 
so bleibt der Staat bestehen und erleidet nur eine Ver- 
änderung in seiner Organisation, seiner Verfassung. 
Nach Wechsel im Träger der Staatsgewalt ist der 
Staat zwar nicht mehr der gleiche, wohl aber der- 
selbe Verband wie vorher. 

Die von uns entwickelte Ansicht hat auf dem 
Gebiete des Völkerrechts bereits weitgehende An- 
erkennung gefunden. Die Rechte und Pflichten eines 
Staates gegenüber anderen Staaten bleiben unberührt, 
wenn das Gebiet und damit das Volk eines Staates 
sich vergrössert oder verkleinert — Prinzip der „be- 
weglichen Vertragsgrenzen" — oder der Träger seiner 
Staatsgewalt wechselt 1 ). Nähme man an, dass der 
Staat mit dem neuen Träger der Staatsgewalt ein 
anderer sei, als der mit dem alten Träger der Staats- 
gewalt, so müsste man zu einem anderen Ergebnisse 
gelangen, müsste annehmen, dass die Rechte und 
Pflichten eines Staates mit dem Wechsel des Trägers 
seiner Staatsgewalt untergehen und für den neuen 
Staat nur dann Bedeutung haben, wenn er sie aus- 
drücklich übernommen hat. Dies ist aber nicht der 
Standpunkt des Völkerrechtes, dieses nimmt vielmehr 
Fortbestand der Rechte und Pflichten an. Dies ge- 
schieht sogar dann, wenn durch den Wechsel im 
Träger der Staatsgewalt eine Republik sich in eine 
Monarchie verwandelt oder umgekehrt, also die Staats- 

1) vergl. 11. a. v. Liszt, Völkerrecht S. 44, 184. Ullman n 
S. 70 ff. 
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form sich ändert 1 ). So ist Frankreich bei allen 
Wechseln seiner Staatsformen, die im 19. Jahrhundert 
stattgefunden haben, für das Völkerrecht derselbe 
Staat geblieben. — Für das Staatsrecht sich auf einen 
anderen Standpunkt zu stellen, scheint nicht richtig; 
es handelt sich ja auch für Völkerrecht und Staats- 
recht um dieselbe Frage, nämlich : wie lange ein Staat 
derselbe bleibt. Das Staatsrecht hatte allerdings weniger 
häufig Gelegenheit, sich mit der Frage zu beschäf- 
tigen, als das Völkerrecht. Eine wichtige Veranlassung 
zur Erörterung des Problems bot für das Deutsche 
Staatsrecht vor allem die Frage, ob das Deutsche 
Reich mit dem Norddeutschen Bunde in Rechtskonti- 
nuität steht oder diesem gegenüber eine Neuschöpfung 
darstellt. Nach Zorn 2 ) ist das letztere der Fall, 
„denn die Staatsgewalt des Norddeutschen Bundes 
war eine tatsächlich und juristisch andere als die des 
Deutschen Reiches". Nach Ansicht des Verfassers 
ist dagegen das Deutsche Reich eine „Erweiterung 
und Modifikation" 3 ) des Norddeutschen Bundes, dieser 
ist nicht dadurch untergegangen, dass durch den 
Hinzutritt der süddeutschen Staaten die Zahl der Mit- 
glieder und der Träger der Staatsgewalt sich geändert 
haben. Die Novemberverträge scheinen diese Ansicht 
des Verfassers auch zu teilen, denn sie sprechen von 
„Ausdehnung" der Verfassung, von „Beitritt", „Ein- 



1) Ausdrücklich ausgesprochen ist dieser Grundsatz u. a. 
im Londoner Konferenzprotokolle votn 19. Februar 1831 gelegent* 
lieh der Unabhängigkeitserklärung Belgiens in den Worten: 
„Les traites ne perdent pas leur puissance quels que soient les 
changements qui interveniennent dans 1* Organisation interieure 
des peuples (Biehe Ullmann S. 74), 

2) S. 54, 

3) Laband S. 41. 
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tritt" und ahnlichem. — Endlich sei noch bemerkt, 
dass die Ansicht, die vom Verfasser vertreten wird, 
ausdrückliche Anerkennung gefunden hat in der Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
Art. IV Sekt. 3. Änderungen in der Zahl der Staaten 
der Union bedeuten Änderung ihrer Verfassung; ja, sie 
können sogar noch in einfacherer Form als sonstige 
Verfassungsänderungen erfolgen, denn die Aufnahme 
neuer Staaten in die Union fällt in die Kompetenz 
des Kongresses, während sonst über Verfassungs- 
änderungen die Einzelstaaten als solche abstimmen ! ). — 
Auf Grund unserer Ausführungen kommen wir daher 
zu folgenden Ergebnisse: Die Vereinigung zweier 
deutscher Einzelstaaten hat nicht Auflösung des Reiches 
zur Folge, so dass dessen Neubegründung durch tiber- 
einstimmenden Willensakt sämtlicher Einzelstaaten 
notwendig wäre, sondern bedeutet lediglich eine Ände- 
rung der Reichsverfassung. Daher hat die Zustimmung 
des Reiches zu der Vereinigung in den Formen des 
Art. 78 der RV. zu erfolgen. Nach Art. 78 ist Gesetz 
erforderlich; ein solches ist abgelehnt, wenn im Bundes- 
rate 14 Stimmen dagegen sind; deshalb ist die Ver- 
einigung zweier Einzelstaaten gegen den Willen z. B. 
Preussens, das allein 17 Stimmen hat, oder der drei 
anderen Königreiche, die zusammen 14 Stimmen haben, 
ausgeschlossen. 



1) s. Jellinek, St.-V. S. 273. 
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IL Kapitel. 

Welche Wirkungen übt die Vereinigung auf die rechtlichen 
Verhältnisse im Staate ans? 

Wir besprechen jetzt die Wirkungen, welche die 
in der eben (Kapitel I) angegebenen Weise erfolgte 
Vereinigung zweier deutscher Einzelstaaten auf die 
rechtlichen Verhältnisse im Reiche ausübt. Hierbei 
sei vorausbemerkt, dass diese Frage praktisch insofern 
von geringerer Bedeutung ist, als das verfassungs- 
ändernde Gesetz, durch welches das Reich seine Zu- 
stimmung zu der Vereinigung erteilt, höchstwahr- 
scheinlich Bestimmungen über die Wirkung dieser 
Vereinigung enthalten wird. Da es aber doch möglich 
ist, das dies nicht oder wenigstens nicht in genügen- 
dem Masse der Fall ist, so ist es auch praktisch nicht 
unwichtig, die Wirkungen, die mangels besonderer 
reichsgesetzlicher Regelung eintreten, darzulegen. — 
Ferner sei noch bemerkt, dass von den Rechten der 
Einzelstaaten aus unserer Behandlung ausscheiden die 
sog. „iura singulorum a , die Rechte der Einzelstaaten 
als einzelne, solche Rechte der Einzelstaaten, welche 
nicht durch die Mitgliedschaft, d. h. durch ihr Ver- 
hältnis zur Gesamtheit, hervorgerufen und begründet 
werden, sondern die den Einzelstaaten als Sonderpersön- 
lichkeiten zustehen l ), da Gegenstand unserer Arbeit nur 
die Darstellung der Bedeutung der Vereinigung für das 
Reich ist. Von den durch das Verhältnis der Einzel- 
staaten zum Reich begründeten Rechten und Pflichten 
betrachten wir zunächst die allgemeinen Rechte und 
Pflichten aller Einzelstaaten. 



1) Laband S. 115. 
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§ 12. 1. Wirkung auf die allgemeinen Rechte 
und Pflichten aller Einzelstaaten. 

Unter den allgemeinen Rechten und Pflichten 
aller Einzelstaaten sind solche zu verstehen, die ein 
unmittelbarer Ausfluss der Zugehörigkeit der Einzel- 
staaten zum Reich, die „lediglich das Resultat oder 
der Reflex der Korporationsverfassung, die Wirkung 
der Korporationsverfassung auf die einzelnen Mit- 
glieder" 1 ) sind. Aus dieser ihrer rechtlichen Natur 
ergeben sich zwei Eigenschaften der allgemeinen 
Rechte. „Zunächst ändern sie sich mit jeder Ände- 
rung der Reichsverfassung, ja auch ohne Abänderung 
der Verfassungsurkunde in Folge der dem Reiche zu- 
stehenden Gesetzgebung" 2 ). Ferner „sind sie grund- 
sätzlich für alle Staaten dieselben, nicht etwa in dem 
Sinne, dass sie absolut gleich sind, sondern dass auf 
alle Staaten dieselben Rechtsregeln Anwendung finden. 
Bei der Begründung des Norddeutschen Bundes und 
dem Hinzutritt der süddeutschen Staaten standen sich 
die bis dahin souveränen deutschen Staaten als völlig 
gleichberechtigte Persönlichkeiten gegenüber und auf der 
Anerkennung dieser Gleichberechtigung, der Koexistenz 
einander ebenbürtiger, staatlicher Personen, beruht 
das Bundesverhältnis, der bundesstaatliche Charakter 
des Reiches" 3 ). Bei der grossen Verschiedenheit der 
Macht und Bedeutung der deutschen Einzelstaaten war 
es jedoch im Reiche nicht wie in der Schweiz und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika möglich, 
diesen Grundsatz der Gleichberechtigung aller Staaten 
streng durchzuführen, vielmehr wurden einzelnen 



1) Laband S. 103. 

2) Laband S. 104. 
8) Laband S. 105. 



Digitized by 



Google 



- 50 - 

Staaten besondere Rechte eingeräumt. Über diese 
„Sonderrechte" wird im folgenden § gesprochen werden. 
Immer aber bleibt die Gleichberechtigung der Grund- 
satz, und eine Verschiedenheit in der rechtlichen Stel- 
lung der Staaten besteht nur, soweit dies ausdrücklich 
bestimmt ist. — Die allgemeinen Rechte aller Einzel- 
staaten bestehen zum Teil darin, dass jeder Staat 
„Anspruch hat auf Erfüllung derjenigen staatlichen 
Funktionen, die das Reich übernommen hat" 1 ), z. B. 
auf diplomatischen und militärischen Schutz gegen 
Rechtsverletzungen seitens des Auslandes. Diesen 
Rechten stehen Beschränkungen der Einzelstaaten 
gegenüber, „indem die zur Erfüllung der Aufgaben 
des Reiches erforderlichen Hoheitsrechte den Einzel- 
staaten entzogen und auf das Reich übergegangen 
sind" 2 ). Ferner entsprechen den Rechten die Pflichten 
der Einzelstaaten zur anteilmässigen Tragung der 
militärischen und finanziellen Lasten. — Die allgemeinen 
Rechte aller Staaten bestehen zum anderen Teile in 
ihrem Anteil an der Regierung des Reiches, ihre Beteili- 
gung an den Organen, durch die das Reich seinen 
Willen bildet, äussert und betätigt. Unter anderen 
steht jedem Einzelstaate das Recht auf anteilmässige 
Vertretung seiner Bevölkerung im Reichstage nach 
Massgabe des dem Reichswahlgesetz zu Grunde liegen- 
den Wahlsystems, ferner das Recht, dass seine An- 
gehörigen unter den gleichen Bedingungen wie An- 
gehörige anderer Einzelstaaten zur Bekleidung von 
Reichsämtern befähigt, dass sie von denselben nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen sind, vor allem aber das 
Recht auf Stimmführung im Bundesrate zu 8 ). 

1) Zorn S. 115. 

2) Laband S. 103. 

3) b. Laband S. 103. 
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Welche Bedeutung hat nun die Vereinigung 
zweier Einzelstaaten auf die allgemeinen Rechte und 
Pflichten der beteiligten Staaten? Wie gezeigt, ent- 
springen die allgemeinen Rechte und Pflichten un- 
mittelbar aus der Mitgliedschaft am Reiche; Mit- 
glieder des Reiches aber sind die Einzelstaaten, da- 
her sind die Einzelstaaten als solche Träger der all- 
gemeinen Rechte und Pflichten, nicht etwa sind es 
die Einwohner der betreffenden Einzelstaaten, und 
die Rechte und Pflichten haften auch nicht etwa 
am Gebiete, am Grund und Boden der Einzel- 
staaten. Daraus folgt, dass mit dem Wegfall der 
Individualität eines Einzelstaates seine allgemeinen 
Rechte und Pflichten untergehen. Bei Einverleibung 
gehen daher die allgemeinen Rechte und Pflichten des 
einverleibten Staates unter, die des einverleibenden 
Staates bleiben bestehen, weil die Individualität des 
ersten Staates untergeht, die des letzten erhalten 
bleibt; bei Verschmelzung gehen mit der Individualität 
beider Staaten " auch die allgemeinen Rechte und 
Pflichten beider Staaten unter. — Infolge dieses Weg- 
falles eines beteiligten Staates ist u. a. eine Neuver- 
teilung der Kriegslasten und der Matrikular beitrage 
erforderlich. Bezüglich der letzeren ergeben sich 
jedoch keine Schwierigkeiten, weil die Verteilung nach 
Massgabe der Bevölkerung erfolgt (Art. 70) und „was 
die Militärleistungen angeht, so ist die Frage der Prägra- 
vation einzelner Bundesglieder durch das Prinzip jeder 
Deutsche ist wehrpflichtig' (Art. 57) gegenstandslos" 1 ). 

Die von uns entwickelten Sätze gelten natürlich 
wie für alle allgemeinen Rechte und Pflichten auch 
für die Stimmführung im Bundesrate. Da dieses 
Recht aber praktisch von der höchsten Wichtigkeit 

1) Zorn Seite 115. 
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ist, wollen wir noch näher auf dasselbe eingehen und 
namentlich die von unserer abweichenden Ansichten 
besprechen und zu widerlegen suchen. 

Wir haben früher gezeigt, dass der Bundesrat 
die Vereinigung der Vertreter der 25 Einzelstaats- 
regierungen, also der Repräsentant des Trägers der 
Reichsstaatsgewalt ist. "Weil das Wesen des Reiches 
als eines Bundesstaates eben darin besteht, dass Träger 
seiner Staatsgewalt die Regierungen der Einzelstaaten 
in ihrer Gesamtheit sind, so ist es klar, dass sämtliche 
Einzelstaaten Stimme im Bundesrat haben, die Stimm- 
führung im Bundesrate ein allgemeines Recht aller 
Staaten ist. Wie die anderen allgemeinen Rechte ist 
sie ein grundsätzlich gleiches Recht aller Einzel- 
staaten. Mit Rücksicht auf die tatsächliche Ungleich- 
heit der Einzelstaaten mussten aber gerade bei diesem 
wichtigsten allgemeinen Rechte weitgehende Aus- 
nahmen von dem Prinzip der Gleichberechtigung aller 
Staaten gemacht werden, indem der Stimme zahl- 
reicher Staaten ein mehr als einfaches Gewicht bei- 
gelegt wurde. Bei Verteilung der Stimmen hat man 
sich, wie ausgeführt, im grossen und ganzen an die 
Stimmverteilung im Plenum des alten Deutschen Bundes 
angeschlossen. Infolge dessen führt Preussen 1 7 Stimmen, 
Bayern allerdings 6, Sachsen und Württemberg je 
4, Baden und Hessen je 3, Mecklenburg-Schwerin und 
Braunschweig je 2 Stimmen; die übrigen Staaten 
führen je eine Stimme. Die Stimmführung im Bundes- 
rate ist also das Mittel, durch das sich die Regierung 
eines jeden Einzelstaates als Mitträgerin der Staats- 
gewalt des Reiches betätigt, die Stimme im Bundes- 
rate ist ein Ausfluss der Staatsgewalt eines Einzel- 
staates, ist mit der Persönlichkeit des Einzelstaates 
aufs engste verknüpft. Infolgedessen geht sie mit 
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der Individualität eines Einzelstaates unter. Wird 
daher ein Einzelstaat einem anderen einverleibt, so 
geht die Stimme des einverleibten Staates unter, die 
Stimme des einverleibenden Staates bleibt erhalten, 
sie bleibt mit ihrem alten Gewichte bestehen. Ver- 
schmelzen zwei Einzelstaaten mit einander, so gehen 
die Stimmen beider Staaten unter. 

Zu der hier vertretenen Ansicht steht im Gegen- 
satz die Ansicht Labands 1 ), der annimmt, dass die 
Stimme des einverleibten Staates auf den Staat über- 
geht, in welchen er einverleibt worden ist. Diese 
Auffassung hält der Verfasser nicht für richtig. Die 
Stimme im Bundesrat hat keinen territorialen Cha^ 
rakter, sie haftet nicht am Grund und Boden, so dass 
sie mit der Besitznahme des Gebietes eines Einzel- 
Staates durch einen andern auf diesen überginge »). 
Sie ist vielmehr ein Ausfluss der Staatsgewalt des 
Einzelstaates, ein Stück seiner Staatspersönlichkeit. 
Diese geht aber nach den früher entwickelten Grund- 
sätzen nicht auf den einverleibenden Staat über, 
sondern geht mit der Einverleibung unter. Hierin 
unterscheidet sich die Stimmführung im Bundesrate 
von der im Reichstage des alten Deutschen Reiches, 
in dem die Stimmen der einzelnen Staaten einen terri- 
torialen Charakter hatten. Sie stimmt dagegen über- 
ein mit der Stimmführung im Deutschen Bund. Für 
diesen bestimmte Art. 6 der Wiener Schlussakte: 
„Veränderungen im gegenwärtigen Besitzstand der 
Bundesglieder können keine Veränderungen in den 
Rechten und Pflichten derselben in Bezug auf den Bund 
ohne ausdrückliche Zustimmung der Gesamtheit be- 
wirken." Es gingen also die Stimmen des einver- 

1) Seite 121 Anmerkung 1. 

2) Ebenso u. a. Schulze S. 8 
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leibten Staates mangels besonderer Bestimmungen 
nicht auf den einverleibenden Staat über, sondern 
gingen unter. Deragemäss bestimmt Art. 16 der 
Wiener Schlussakte, dass, wenn die Besitzungen eines 
souveränen deutschen Hauses durch Erbfolge auf ein 
anderes übergehen, es von der Gesamtheit des Bundes 
abhängt, ob und inwiefern die auf jenen Besitzungen 
haftenden Stimmen im Plenum dem neuen Besitzer 
beigelegt werden sollen. Arndt folgert daraus, dass 
die Reichsverfassung eine solche Bestimmung, wie die 
Wiener Schlussakte nicht enthält, dass die Stimme 
des einverleibten Staates ipso iure auf den einver- 
leibenden übergeht, weil alle Rechte, die den Einzel- 
staaten nicht ausdrücklich entzogen sind, diesen ver- 
blieben sind 1 ) Hiergegen ist aber zu sagen, dass es 
einer Bestimmung, wie sie die Wiener Schlussakte 
enthält, nicht bedarf, da sich aus dem Wesen der 
Stimme im Bundesrate, die ein Stück der Persönlich- 
keit des Einzelstaates darstellt, ergibt, dass sie mit 
dem Untergange dieser Persönlichkeit erlischt. 

Betrachten wir zum Schluss das Ergebnis, zu 
dem wir gelangt sind, vom praktischen Standpunkt, 
so kann nicht geleugnet werden, dass es be- 
denklich ist, dass bei Einverleibung die Stimme 
des einverleibten Staates verschwindet, bei Ver- 
schmelzung sogar die Stimme der beiden zu- 
sammenfallenden Staaten wegfallen. Denn zunächst 
ist, wie gezeigt, die verschiedene Wertung der Stimmen 
der Einzelstaaten mit Rücksicht auf die tatsächlichen 
Machtverhältnisse erfolgt, und im allgemeinen wird 
bei Einverleibung eines Staates in den anderen die 
Bedeutung des einverleibenden Staates, seine Macht, 



1) St.-R. Seite 91. 
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üfri so viel zunehmen, als die Macht und Bedeu- 
tung des von ihm einverleibten Staates galt, und 
wird bei Verschmelzung die Macht des neuentstan- 
denen Staates zum mindesten ebenso gross sein, wie 
die Macht der Staaten, aus denen er entstanden ist, 
zusammen. Sodann wird durch den Wegfall einer 
Stimme und die hieraus folgende Verminderung der 
Gesamtzahl der Bundesratsstimmen das Verhältnis 
dei* Stimmen aller Staaten unter einander verändert. 
Endlich ist die Erhaltung der Stimmen der Klein- 
staaten, deren Einverleibung in einen grösseren Einzel- 
staat oder Verschmelzung mit einander praktisch 
fast ausschliesslich in Frage kommt, für Preussen 
eine politische Notwendigkeit. Denn Preussen ist 
mit seinen 17 von 58 Stimmen im Bundesrate mit 
Rücksicht sowohl auf seine Grösse (349000 qkm von 
540000 qkm des Reiches), als auf seine Bevölkerungs- 
zahl (im Jahre 1900: 34^ Millionen von 56 Millionen 
des Reiches) entschieden zu schwach vertreten und 
ist daher auf den Anschluss der Kleinstaaten ange- 
wiesen, um den seiner tatsächlichen Bedeutung ent- 
sprechenden Einfluss auf die Angelegenheiten des 
Reiches ausüben zu können. 

Dies alles wird es notwendig machen, die Frage 
durch ein verfassungsänderndes Spezialgesetz in der 
Weise zu regeln, dass die Stimme des einverleibten 
Staates dem einverleibenden übertragen wird, und 
bei Verschmelzung dem neuentstandenen Staate die 
Stimmen der Staaten, aus denen er entstanden ist, 
beigelegt werden. Diese Regelung ist aber, so wichtig 
sie auch ist, eine Sache des einzelnen Falles, und 
mangels einer solchen verbleibt es bei den von uns 
entwickelten Grundsätzen. 
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§ 13. 2. Wirkungen auf die besonderen Rechte 
einzelner Einzelstaaten. 

Den Gegensatz zu den allgemeinen Rechten 
aller Einzelstaaten bilden die besonderen Rechte ein- 
zelner Einzelstaaten, die „Sonderrechte". Unter diesem 
Sammelnamen sind zwei innerlich sehr verschiedene 
Arten von Rechten zusammengefasst, die nur das eine 
gemeinschaftlich haben, dass sie Abweichungen von 
dem Prinzip der Gleichberechtigung der Einzelstaaten 
darstellen, nämlich die Vorrechte und die Ausnahme- 
rechte. Bei ersteren handelt es sich um „integrierende 
Bestandteile des Verfassungsorganismus, die nur für 
einzelne Bundesglieder ein höheres Mass von Rechten 
konstituieren" 1 ), bei den letzteren dagegen um „Aus 
nahmen von der Reichsverfassung, welche somit einen 
Widerspruch zu letzterer, der möglichst auszuscheiden 
ist, enthalten" *). 

a) Was zunächst die Vorrechte betrifft, so haben 
einzelne Bundesglieder infolge ihrer grösseren tatsäch- 
lichen Bedeutung ein höheres Mass von Rechten als andere 
im Verfassungsorganismus des Reiches, einen grösseren 
Anteil an der Regierung des Reiches zugeteilt erhalten. 
Solche Vorrechte sind u.a. das Bundespräsidium Preussens 
(Art. 11), für Bayern der ständige Sitz im Bundes- 
ratsausschusse für das Landheer und die Festungen 
(Art. 8), das Recht Bayerns, Sachsens und Württem- 
bergs auf Sitz im Bundesratsausschusse für die aus- 
wärtigen Angelegenheiten und das Recht Bayerns auf 
den Vorsitz in diesem (Art. 8). — Die Vorrechte sind 
mit der Persönlichkeit des betreffenden Einzelstaates 



1) Zorn Seite 116 
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aufs engste verknüpft, da sie dem Staate als Mitglied 
des Reiches zustehen. Daher gelten für sie, wie für 
die allgemeinen Rechte aller Einzelstaaten, folgende 
Sätze : Bei Einverleibung gehen die Vorrechte des ein- 
verleibten Staates unter, die des einverleibenden Staates 
bleiben erhalten. Bei Verschmelzung gehen die Vor-, 
rechte der beiden verschmelzenden Staaten unter. 

Auch bezüglich der Vorrechte tord es unbedingt 
zweckmässig, ja notwendig, sein, dass durch ein vor 
fassungsänderndes Gesetz bestimmt wird, dass die 
Vorrechte des einverleibten Staates auf den ein- 
verleibenden übergehen, und dass bei Verschmelzung 
dem neuen Staate die Vorrechte der Staaten, aus 
denen er entstanden ist, beigelegt werden. Denn es 
wird anzunehmen sein, dass das Übergewicht des ein- 
verleibten, bezw. verschmelzenden Staates, welches 
den Grund zu seiner Bevorrechtigung gegeben hat, auf 
den einverleibenden, bezw. den durch Verschmelzung 
entstandenen neuen Staat übergeht. 

b) Was sodann die A u sn ah me(Reservat)r echte 
betrifft, so behalten sie einzelnen Staaten Hoheitsrechte 
vor, die sonst grundsätzlich auf das Reich über- 
gegangen sind. Die Verfassung des Norddeutschen 
Bundes kannte nur ein einziges Ausnahmerecht, da- 
gegen wurden den süddeutschen Staaten bei ihrer Auf- 
nahme viele Ausnahmerechte eingeräumt, so dass ihre 
Zahl in der Reichsverfassung nicht unbedeutend ist. 
Ausnahmerechte sind u. a. der Ausschluss Hamburgs 
und Bremens vom Zollgebiete (Art. 34), ein Ausnahme- 
recht, das sich schon in der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes fand, seit 1882 aber auf die Frei- 
hafengebiete beschränkt ist; ferner für Württemberg 
der teilweise Ausschluss von der Post- und Tele- 
grapheijgesetzgebung des Reiches (Art. b'2) und die 
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Sonderrechte im Militärwesen (Schlussbestimmung zum 
XI. Abschnitt der RV.) ? für Bayern der Ausschluss 
von der Reichsgesetzgebung über das Heimats- und 
Niederlassungswesen (Art. 4 Z. 1) und der teilweise 
Ausschluss von der Reichsgesetzgebung auf dem Ge- 
biete des Post und Telegraphenwesens (Art. 52), des 
Eisenbahnwesens (Art. 46) und des Reichskriegswesens 
(Schlussbestimmung zum XI. Abschnitt der RV.). Auch 
die Ausnahmerechte sind mit der Individualität des 
betreffenden Einzelstaates aufs engste verknüpft, ja 
sie sind mit ihr in noch weit höherem Masse ver- 
knüpft, als die anderen Rechte, weil sie gerade diesem 
speziellen Einzelstaate verliehen sind, also den Charakter 
eines Privilegs haben. Daher gehen bei Einverleibung 
die Ausnahmerechte des einverleibten Staates unter, 
die des einverleibenden Staates bleiben bestehen, bei 
Verschmelzung gehen die Ausnahmerechte beider 
Staaten unter. Mit Rücksicht auf den Charakter der 
Ausnahmerechte als Ausnahmen, Anomalien, ist aber 
für ihren Fortbestand noch eine weitere Einschränkung 
zu machen, nämlich dass bei Einverleibung die Aus- 
nahmerechte des einverleibenden Staates nur auf sein 
altes Staatsgebiet, nicht auf das durch die Ein 
Verleihung neu erworbene Gebiet Anwendung finden. 
Hierdurch entstehen allerdings sehr grosse praktische 
Schwierigkeiten, welche eine abweichende Regelung 
durch ein verfassungsänderndes Gesetz notwendig 
machen 

IL Abschnitt. 
Die Vereinigung im weiteren Sinn. 

In den bisherigen Ausführungen haben wir uns 
nur mit der Vereinigung im engeren Sinne beschäf- 
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tigt, wir wenden uns nunmehr der Vereinigung im 
weiteren Sinne zu, und zwar betrachten wir zunächst 
die Bedeutung dieser Vereinigung für die Relchs- 
verfassung im allgemeinen, hierauf besprechen wir 
die Hauptfälle der Vereinigung. 



§ 14. 1. Die Bedeutung der Vereinigung 
im allgemeinen. 

Die Vereinigung im weiteren Sinne hat, wie im 
ersten Teile der Arbeit ausgeführt wurde, einen Unter- 
gang der Individualität der vereinigten Staaten nicht 
zur Folge. Daher gilt von dem, was ü,ber die Ver- 
einigung im engeren Sinne gesagt wurde, für die Ver 
einigung im weiteren Sinne das meiste nicht. 

a) Betrachten wir zunächst das Zustande- 
kommen der Vereinigung. 

Für dieses ist, wie für das Zustandekommen der 
Vereinigung im engeren Sinne, der freie Wille der 
beteiligten Einzelstaaten erforderlich. Entweder haben 
die beteiligten Einzelstaaten ein- für allemal, etwa 
durch eine übereinstimmende Thronfolgeordnung, ihren 
Willen, sich miteinander zu vereinigen, kund getan, 
oder sie tun dies durch einen besonderen Rechtsakt, 
namentlich einen Staatsvertrag. In welcher Weise 
der für die Vereinigung erforderliche Wille der 
Einzelstaaten zustande kommt, hängt von der Ver- 
fassung der betreffenden Staaten ab. Da eine Dar- 
stellung der Bestimmungen der einzelnen Verfassungen 
über den Rahmen der Arbeit hinausginge, sollen hier 
nur die Bestimmungen der preussischen Verfassung 
auseinandergesetzt werden. 

Was zunächst die Vereinigung zweier Einzel- 
staaten durch übereinstimmende Thron folgeordnung 
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betrifft, so ist zu dieser eine Zustimmung des preus- 
sischen Landtages nicht erforderlieh. Der Artikel 55 
der Verfassungsurkunde, der besagt: „Ohne Einwilli- 
gung beider Kammern kann der König nicht zugleich 
Herrscher fremder Reiche sein", gilt nicht für die 
Vereinigung Preussens mit einem anderen Einzelstaate 
im Wege der Personal- oder Realunion. Denn aus 
der Geschichte des Art. 55 und aus dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch ergibt sich, dass unter „fremden 
Reichen" nur ausserdeutschc Staaten, dagegen nicht 
deutsche Einzclstaaten zu verstehen sind 1 ). Die An- 
sicht Arndts 2 ), dass zur Realunion ein Gesetz er- 
forderlich sei, weil sie unter Art. 2 der VU. falle, 
scheint dem Verfasser nicht richtig. Denn Realunion 
Preussens mit einem anderen Einzelstaate führt eine 
Veränderung der Grenzen des preussischen Staats- 
gebietes nicht herbei, da bei Realunion beide Staaten 
rechtlich getrennt bleiben, also auch ihre Gebiete 
nicht zusammenfallen. — Was sodann die Vereinigung 
durch besonderen Rechtsakt betrifft, so kann durch 
sie eine Personal- oder Realunion nicht geschaffen 
werden. Denn es ist ein allgemein anerkannter Satz 
des Deutschen Staatsrechts, „dass alles, was der 
Landesherr während seiner Regierung zu völkerrecht- 
lichem Eigentum (en propri6t6 et souverainet6) er- 
worben hat, als für den Staat gemachte Erwerbung 
zu betrachten sei". Nach diesem Satze, der auch in 
den Verfassungsurkunden mancher deutscher Einzcl- 
staaten, z. B. Bayerns, ausdrücklich ausgesprochen 
ist, hat also ein solcher Erwerb stets Vereinigung 

1) So Rönne-Zorn S. 216; Arndt, Prenss. Verf. S. 163, 
A. A. das preussische Abgeordnetenhaus im J. 1866 bezüglich 
Lauenburgs (siehe St. Ber. 1866 I. Bd S. 58 ff.). 

2) S. 164. 
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im engeren Sinne zur Folge, die nach Art. 2 der VU. 
der Zustimmung des Landtages in Form eines Ge- 
setzes bedarf 1 ). Dies war auch der Standpunkt des 
preussischen Abgeordnetenhauses im Jahre 1866, 
welches am 3. Februar den Beschluss fasste, dass die 
Vereinigung des Herzogtums Lauenburg mit der Krone 
Preussen rechtsungiltig sei, solange nicht die verfas- 
sungsmässige Zustimmung beider Häuser des Land- 
tags erfolgt sei. Wenn der Ministerpräsident Graf v. 
Bismarck demgegenüber eine Vereinigung in Form 
der Personalunion für zulässig erklärte, so ist dies 
wohl aus der praktischen Erwägung heraus zu ver- 
stehen, dass er befürchten musste, das Abgeordneten- 
haus werde wegen des Konfliktes mit der Regierung 
die zur Einverleibung Lauenburgs in Preussen erforder- 
liche Zustimmung nicht erteilen 2 ). Tritt Preussen 
durch Staatsvertrag in eine Vereinigung anderer Art, 
schliesst es z. B. einen sogen. Akzessionsvertrag ab, 
wie den mit Waldeck, so findet Art. 48 der VU. An- 
wendung, nach dem Verträge, die der König mit 
fremden Regierungen abschliesst, zu ihrer Giltigkeit 
der Zustimmung der Kammern bedürfen, sofern es 
Handelsverträge sind, oder wenn dadurch dem Staate 
Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen 
auferlegt werden. Dass diese Zustimmung in der 
Form des Gesetzes zu geschehen hat, und der Vertrag 
als Gesetz zu verkünden sei, ist nicht vorgeschrieben 3 ). 
Bezüglich der Vereinigung im engeren Sinne 
wurde festgestellt, dass zu ihrem Zustandekommen 
ausser dem freien Willen der beteiligten Einzelstaaten 



1) So Rönne-Zorn S. 196. A. A Arndt, Preuss. Verf. 
Seite 50. 

2) Sten. Ber. des Abgeordnetenhauses 1866 I. Bd. S. 58 ff. 

3) So Arndt, Preuss. Verf. S. 149. 
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die Zustimmung des Reiches erforderlich ist, weil bei 
ihr die durch die Reichsverfassung gebotene Indivi- 
dualität der Einzelstaaten untergeht. Bei der Vereini- 
gung im weiteren Sinne geht dagegen die Individuali- 
tät der beteiligten Einzelstaaten nicht unter, daher 
entfällt dieser Grund für die Notwendigkeit der Zu- 
stimmung des Reiches. Auch sonst gibt es keinen 
Grund, aus dem heraus für die Vereinigung im weiteren 
Sinne allgemein die Zustimmung des Reiches verlangt 
werden kann. Ob dies für einzelne Arten der Ver- 
einigung der Fall ist, wird im folgenden Paragraphen 
geprüft werden. 

b) Betrachten wir zuvor noch die Wirkungen 
der Vereinigung auf die rechtlichen Verhältnisse im 
Reich. Wir sahen, dass der Einfluss der Vereinigung im 
engeren Sinne auf die rechtlichen Verhältnisse im 
Reich sich darauf gründet, dass die Individualität 
mindestens eines der beteiligten Einzelstaaten unter- 
geht. Dies ist bei der Vereinigung im weiteren Sinne 
nicht der Fall. Daher treten auch die mit dem Unter- 
gange der Individualität verbundenen Wirkungen nicht 
ein. Es bleiben also die Rechte der Einzelstaaten, 
die ein Ausfluss ihrer Persönlichkeit sind, mit dieser 
selbst erhalten. Dies gilt sowohl für die allgemeinen 
Rechte aller Staaten als auch für die besonderen 
Rechte einzelner Staaten. Bei der Vereinigung zweier 
Einzelstaaten etwa durch Personalunion behält jeder 
von ihnen seine Stimme im Bundesrate, die Stimmen 
beider Staaten bleiben ganz getrennt, können also in 
verschiedenem Sinne abgegeben w r erden. Bei Vereini- 
gung eines mit Vorrechten ausgestatteten Staates mit 
einem anderen, etwa durch Realunion, bleiben die Vor- 
rechte des Staates bestehen. Dasselbe gilt auch von 
den Ausnahmerechten. 
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§ 15. 2. Hauptarten der Vereinigung im 

weiteren Sinne in ihrer Bedeutung für die 

Reich sv erfassung. 

Wir betrachten jetzt die Hauptarten der Vereini- 
gung im weiteren Sinne in ihrer Bedeutung für die 
Reichsverfassung. Hierbei sollen vor allem die An- 
sichten der Schriftsteller, die für einzelne Arten der 
Vereinigung im weiteren Sinne die Zustimmung des 
Reiches verlangen, dargestellt und geprüft werden. 
Als wichtig sind die Arten herausgesucht, die entweder 
tatsächlich schon vorgekommen sind oder doch leicht 
vorkommen können. 

a) Was zunächst die Personalunion betrifft, so 
geht bei dieser die Individualität der beteiligten Staaten 
nicht unter, es ist daher zu ihrem Zustandekommen 
die Zustimmung des Reiches nicht erforderlich, und 
es gehen die allgemeinen und die Sonderrechte keines 
der beteiligten Staaten unter. Die weitaus grösste Zahl 
der Schriftsteller steht auf dem vom Verfasser ver 
tretenen Standpunkte 1 ). Abweichend von ihnen ver- 
langt Hänel die Zustimmung des Reiches für das 
Zustandekommen der Vereinigung. Er führt zur 
Begründung dieser Ansicht aus, Jede Kumulation 
der Bundesratsstimmen, in der Hand ein und desselben 
Vollmachtgebers, gleichgültig auf welchem Rechts- 
grunde unter den beteiligten Einzelstaaten, ob auf 
Verschmelzung, Real- oder Personalunion, sie beruht, 
ändere das in der Reichsverfassung abgewogene 
Stimmgewicht im Bundesrate, also die allgemeinen und 
organischen Rechte und Pflichten der Mitgliedschaft" 2 ). 



1) So Geffcken S. 13, Rönne S. 60, Schulze S. 8, 
Thudichum S. 62, Zorn S. 97. 

2) St.-R. Seite 347, 348. 
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Diese Begründung hält der Verfasser aber nicht für 
richtig. Die Personalunion lässt mit der Individualität 
der beteiligten Staaten auch ihre Stimmen im Bundes- 
rat unberührt. Diese verschmelzen nicht zu einer 
einheitlichen Stimme mit erhöhtem Gewicht, sondern 
bleiben als ganz getrennte Stimmen erhalten und 
können von den Staaten, denen sie zustehen, in ver- 
schiedenem Sinne abgegeben werden. Daher findet 
eine Änderung des in der Reichsverfassung ab- 
gewogenen Stimmgewichts im Bundesrate infolge 
Personalunion nicht statt, und kann also die Notwendig- 
keit der Zustimmung des Reiches zu ihrem Zustande- 
kommen nicht hierauf gestützt werden. 

b) Dasselbe wie für die Personalunion gilt 
auch für die Realunion. Hier fordert allerdings 
ausser Hänel noch eine Anzahl von Schriftstellern 
die Zustimmung des Reiches, jedoch ohne Angabe 
von Gründen. Vielleicht ist auch die Unklarheit, die 
über den Begriff der Realunion herrscht, an dieser 
Meinungsverschiedenheit schuld. Erwähnt sei noch, 
dass manche Schriftsteller i) unter Realunion die eigent- 
liche, vollständige Vereinigung zweier Einzelstaaten 
verstehen. Dann finden natürlich die früher (Ab- 
schnitt I) entwickelten Grundsätze Anwendung, also 
ist Zustimmung des Reiches erforderlich. 

c) Wir wenden uns jetzt der Übertragung 
der Ausübung einzelner oder aller Hoheitsrechte 
eines Einzelstaates an einen anderen zu. Diese hat 
eine sehr wichtige Anwendung gefunden in dem 
Akzessionsvertrage zwischen Preussen und Waldeck 
vom 18. Juli 1867. Durch diesen Vertrag, an dessen 
Stelle später der Vertrag vom 24. November 1877, 



1) So Thudichum S. 62. 
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dann der vom 2. März 1887 ! ) getreten ist, hat Preussen 
die innere Verwaltung der Fürstentümer Waldeck 
und Pyrmont übernommen mit Ausnahme derjenigen, 
welche dem fürstlichen Konsistorium in seiner Eigen- 
schaft als Oberkirchenbehörde zusteht. An der Spitze 
der Verwaltung steht ein vom Könige von Preussen 
ernannter Landesdirektor, der die verfassungsmässig 
der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit 
übernimmt. Preussen bezieht die gesamten Landes- 
einnahmen der Fürstentümer und bestreitet die ge- 
samten Landesausgaben mit Ausnahme der Ausgaben 
für das Konsistorium in seiner Eigenschaft als Ober- 
kirchenbehörde. Die Organisation der Justiz- und 
Verwaltungsbehörden steht Preussen zu; die Befug- 
nisse der Behörden höherer Instanzen können preussi- 
schen Behörden übertragen werden. Die sämtlichen 
Staatsbeamten w r erden von Preussen ernannt und 
leisten dem Könige von Preussen den Diensteid. Der 
Zusammenschluss zwischen Preussen und Waldeck ist 
also sehr eng. Er ist jedoch nicht so eng, dass die 
Individualität beider Staaten nicht gewahrt bliebe, 
dass Waldeck zu einem Bestandteile des preussischen 
Staates geworden wäre. Zunächst ist der Vertrag 
von beiden Seiten mit zweijähriger Frist kündbar, 
die Vereinigung kann also wieder aufgelöst werden, 
was bei einer eigentlichen, organischen Vereinigung 
nicht möglich ist. Aber auch wenn der Vertrag 
nicht kündbar wäre, würde er keine organische Ver- 
einigung der beiden Staaten schaffen. Denn dem 
Fürsten von Waldeck sind die wesentlichen Hoheits- 
rechte geblieben, ihm steht zu die Vertretung nach 
aussen, die er allerdings durch den von Preussen er- 
nannten Landesdirektor und unter dessen Verant- 



1) Ges.-S. 1887, S. 177 ff. 
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wortlichkeit ausübt, ferner das Begnadigungsrecht 
und das Recht der Zustimmung zu Verfassungs- 
änderungen und Gesetzen, soweit sie nicht die Organi- 
sation der Justiz- und Verwaltungsbehörden betreffen. 
Ferner wird die ganze Verwaltung der Fürstentümer 
zwar von Preussen geführt, jedoch „im Namen Seiner 
Durchlaucht des Fürsten in Übereinstimmung mit der 
Verfassung und den Gesetzen der Fürstentümer". 
Endlich gelten auch die preussischen Gesetze nicht 
in Waldeck, und sind die Waldeckschen Untertanen 
nicht preussischc Staatsangehörige. Aus dem allen 
ergibt sich, dass Waldeck, wenn auch wohl tatsäch- 
lich von Preussen ganz abhängig, doch rechtlich ein 
ganz getrennter Staat ist 1 ). Die Herrschaftsrechte, 
die Preussen in Waldeck ausübt, übt es nicht kraft 
seiner Staatsgewalt über Waldecks Gebiet und Be- 
wohner, sondern als Vertreterin des Staates Waldeck 
aus. Weil also die Individualität beider Staaten ge- 
wahrt bleibt, war zu dem Akzessionsvertrage Zu- 
stimmung des Reiches nicht erforderlich. Daher 
blieben auch die Rechte Waldecks fortbestehen, vor 
allem besteht seine Stimme im Bundesrate fort, und 
zwar als eine von Preussen getrennte Stimme. Sie 
wird allerdings von dem Landesdirektor geführt, 
jedoch steht die Instruktion dem Fürsten von Waldeck 
zu, der die Stimme auch in anderem Sinne als 
Preussen abgeben lassen kann. 

Abweichend von der herrschenden Ansicht wird 
für die Übertragung der Ausübung von Hoheitsrechten 
reichsgesetzliche Genehmigung verlangt von Zorn 2 ), 
da „das Reich vielfach eine Tätigkeit der Einzel- 
staaten verlangt, und es für das Reich nicht gleich- 

1) Ebenso Jellinek, A.-St. L. Seite 684, Zorn Seite 97. 

2) Seite 98. 
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giltig ist, ob der Staat A oder der Staat B im Namen 
des Reiches tätig ist". Der Verfasser kann sich 
dieser Ansicht nicht anschliessen. Allerdings ist das 
Recht der Einzelstaaten auf Mittätigkeit in den An- 
gelegenheiten des Reiches mit der Persönlichkeit der 
Einzelstaaten aufs engste verknüpft, ist daher ein 
höchstpersönliches Recht. Daraus folgt aber nur, 
dass es nicht möglich ist, dieses Recht quoad substantiam 
an einen anderen Staat zu übertragen, jedoch nicht, 
dass ein Einzelstaat sich zur Ausübung der Rechte 
einen Vertreter nicht bestellen, die Ausübung der 
Rechte an einen Staat nicht übertragen kann, der 
im Namen des übertragenden Staates tätig wird. 
Praktisch werden Übertragung des Rechtes selbst 
und Bestellung eines Vertreters zur Ausübung des 
Rechtes fast zusammenfallen, juristisch sind sie aber 
scharf zu scheiden. Die Übertragung der Ausübung 
von Hoheitsrechten bedarf also nicht reichsgesetzlicher 
Genehmigung. Daher bedurfte auch der Preussisch- 
Waldeck'sche Akzessions vertrag nicht der Zustimmung 
des Reiches. Allerdings ist, wie gezeigt wurde, „der 
Inhalt des Vertrages die äusserste Grenze dessen, 
was ohne Eingreifen des Reiches möglich ist." (Fürst 
Bismarck.) 

Anhang zur ersten Abteilung. 

§ IG. Die Vereinigung von Lauenburg mit 
Preussen. 

Am Schlüsse der ersten Abteilung besprechen 
wir jetzt noch die Vereinigung Lauenburgs mit Preussen. 
Durch das preussische Gesetz vom 23. Juni 1876 ist 
Lauenburg vollständig mit dem preussischen Staate 
vereinigt worden und bildet als Kreis „Herzogtum 
Lauenburg" der Provinz Schleswig- Holstein einen Be- 
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standteil desselben. Es scheint sich hier also um 
eine eigentliche Vereinigung zweier deutscher Einzel- 
staaten zu handeln. Diese Vereinigung ist ohne Mit- 
wirkung des Reiches erfolgt. Hieraus folgern Lab and 
und seine Anhänger, dass die staatsrechtliche Praxis mit 
ihnen annehme, zu der eigentlichen Vereinigung zweier 
Einzelstaaten sei die Zustimmung des Reiches nicht 
erforderlich. Von den Schriftstellern dagegen, die, wie 
der Verfasser, annehmen, dass zu der eigentlichen Ver- 
einigung zweier Einzelstaaten die Zustimmung des Rei- 
ches notwendig sei, wird vielfach das Verfahren bei der 
Vereinigung von Lauenburg mit Preussen als inkorrekt 
bezeichnet. Beide Ansichten sind nach der Meinung 
des Verfassers nicht zutreffend. Die Einverleibung 
Lauenburgs in Preussen ist allerdings eine eigentliche, 
vollständige Vereinigung, aber nicht die Vereinigung 
zweier Einzelstaaten. Denn Lauenburg war vor der 
Einverleibung in Preussen kein deutscher Einzelstaat 
zu nennen. Es nahm vielmehr im Reiche eine ganz 
eigenartige Stellung ein, die nur durch seine Geschichte 
zu verstehen ist. Im Wiener Frieden (30. Oktober 
1864) hatte Dänemark Lauenburg an den König von 
Preussen und den Kaiser von Österreich abgetreten. 
Durch den Gasteiner Vertrag vom 14. August 1865 
wurde das preussisch-österreichische Kondominat be- 
züglich Lauenburgs aufgehoben, indem Österreich 
seinen Anteil an Lauenburg gegen 2 l \ % Millionen 
dänische Taler an den König von Preussen abtrat. 
Infolge des damals in Preussen bestehenden Kon- 
fliktes zwischen der Regierung und dem Abgeordneten- 
hause kam das zur Einverleibung Lauenburgs in den 
preussischen Staat nach Art. 2 der V.-U. erforderliche 
Gesetz nicht zustande, so dass bei Gründung des 
Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reiches 
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beide Staaten noch rechtlich getrennte Individuen 
waren. Daher ist Lauenburg in Art. 1 der Reichs- 
verfassung besonders aufgeführt. Aber es ist nicht 
in gleicher Weise aufgeführt wie die anderen Staaten, 
sondern mit Rücksicht auf die zu erwartende völlige 
Vereinigung mit Preussen in engem Zusammenhange 
mit diesem, indem es nämlich heisst: „Preussen mit 
Lauenburg." Sonst ist Lauenburg in der R.-V. nicht 
erwähnt; vor allem ist es nicht erwähnt in Art. 6 der 
R.-V., in dem die Stimmen der einzelnen Staaten 
im Bundesrate angegeben sind. Lauenburg besitzt 
also keine Stimme im Bundesrate. Die Stimmführung 
im Bundesrate ist aber das wesentliche Charakteristi- 
kum der Einzelstaaten, denn sie ist das Mittel, durch 
das die Regierungen der Einzelstaaten sich als Mit- 
träger der Reichsstaatsgewalt betätigen. Daher war 
Lauenburg schon vor dem Jahre 1876 nicht ein deut- 
scher Einzelstaat. Seine Einverleibung in Preussen 
bedurfte deshalb auch nicht der Zustimmung des 
Reiches, da nur die Einverleibung eines Einzelstaates 
dieser bedarf. Mit Recht sagt Hänel 1 ), dass das 
Reich durch die Stellung, die es Lauenburg angewiesen 
hat, die Einverleibung Lauenburgs in Preussen als 
eine innere, ihre Gliedschaftsstellung im Reiche nicht 
berührende Angelegenheit der beiden beteiligten Staaten 
anerkannt hat. 



1) St.-R. Seite 347. 
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IL Abteilung. 

Fälle nichtor dnungsmässiger Vereinigung 
zweier deutscher Einzelstaaten. 

In den bisherigen Ausführungen haben wir fest- 
gestellt, in welcher Weise die Vereinigung zweier 
deutscher Einzelstaaten, und zwar sowohl die Ver- 
einigung im engeren, eigentlichen Sinne als auch die 
im weiteren Sinne, ordnungsmässig zu erfolgen hat, 
und welche Wirkungen die in dieser Weise erfolgte 
Vereinigung auf die rechtlichen Verhältnisse im Reiche 
ausübt. Im folgenden sollen die wichtigsten Fälle 
nichtordnungsgemässer Vereinigung besprochen werden. 
Als Erfordernis für die Vereinigung haben wir zu- 
nächst den freien Willen der beteiligten Einzelstaaten 
festgestellt, daher soll jetzt zuerst von der ohne den 
freien Willen der beteiligten Einzelstaaten erfolgenden 
Vereinigung die Rede sein. 



I. Abschnitt. 

Die Vereinigung zweier Einzelstaaten ohne ihren 
freien Willen. 

§ 17. 1. Die gewaltsame Vereinigung 
zweier Einzelstaaten. 

Eine Vereinigung zweier Einzelstaaten ohne ihren 
freien Willen ist in erster Linie die gewaltsame Ver- 
einigung. 

a) Die gewaltsame Vereinigung zweier Staaten 
wird vor allem häufig die Folge eines Krieges sein, 
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indem nämlich der siegreiche Staat den besiegten 
Staat entweder zerstört und sich sein Gebiet einver- 
leibt oder ihn zwingt, sich seiner Gewalt zu unter- 
werfen. In ersterem Falle kann von einem Willen 
des besiegten Staates zur Vereinigung mit dem sieg- 
reichen überhaupt keine Rede sein, im letzteren 
wenigstens nicht von einem freien Willen. — Für die 
Vereinigung zweier Einzelstaaten scheidet jedoch der 
Krieg als Grund aus, da ein Krieg zwischen den 
Einzelstaaten rechtlich unmöglich ist. Denn einmal 
widerspricht es dem Wesen des Reiches als eines 
Staates, dass seine Glieder mit einander Krieg führen, 
denn nur Staaten können mit einander Krieg führen, 
dagegen nicht Teile eines Staates miteinander. Vor 
allem da das Reich selbst die Mittel für einen recht- 
lichen Ausgleich von Streitigkeiten zwischen Einzel- 
staaten in Art. 76 Abs. 1 der R.-V. gegeben hat, 
müssen wir eine Selbsthilfe unter den Bundesgliederu 
für ausgeschlossen erklären l ). Sodann würde auch den 
Einzelstaaten, wenn sie einen Krieg erklären könnten, 
die Möglichkeit fehlen, ihn zu führen; zur Kriegs- 
führung gehört nämlich ein Heer, die deutschen 
Einzelstaaten besitzen ein solches aber nicht. Denn 
das deutsche Heer ist der richtigen Ansicht nach 
„ein einheitliches Reichsheer, nicht eine Anzahl von 
Landesheeren" 2 ). Eine Ausnahme in diesem letzten 
Punkte macht nur Bayern, das im Frieden ein selb- 
ständiges Landesheer hat 2 ). 

b) Eine gewaltsame Vereinigung zweier Einzel- 
staaten kann dagegen durch hochverräterische 
Handlungen erfolgen. Diese sind nach § 81 des 



1) So Zorn S. 171, Hänel St.-R. S. 577, 78. 

2) ^orn S. 190. 
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R.-Str.-G.-B. strafbar. Im einzelnen ergeben sich für 
die verschiedenen Arten der Vereinigung verschiedene 
Gesichtspunkte, aus denen heraus sie unter § 81 fallen.. 
Bei der hochverräterischen Vereinigung wird 
es sich in der Regel, ja fast ausschliesslich um die 
Vereinigung im eigentlichen Sinne handeln, dagegen 
nur ganz ausnahmsweise um das Unternehmen, zwischen 
zwei Einzelstaaten eine Vereinigung im weiteren Sinne, 
etwa eine Personalunion, zu schaffen. Die Vereinigung 
im eigentlichen Sinne kann nun wieder Einverleibung 
oder Verschmelzung sein, und zwar wird sie eher 
Einverleibung sein. Diese ist zunächst strafbar nach 
§ 81 Z. 4, worin es heisst: „wegen Hochverrats wird 
bestraft, wer es unternimmt, das Gebiet eines Bundes- 
staates ganz oder teilweise einem anderen Bundes- 
staate einzuverleiben a , denn bei der Einverleibung 
eines Bundesstaates in einen anderen wird selbstver- 
ständlich auch sein Gebiet dem einverleibenden Staate 
einverleibt. Dagegen fällt die Verschmelzung zweier 
Einzelstaaten nicht unter Ziffer 4, denn bei ihr wird 
nicht das Gebiet eines Einzelstaates der Staatsgewalt 
eines anderen bestehenden Einzelstaates unterstellt, 
vielmehr werden die Gebiete der beiden verschmel- 
zenden Staaten einer neuen Staatsgewalt unterstellt. 
Dagegen fällt die Verschmelzung unter Z. 2 des § 81, 
wonach sich des Hochverrats schuldig macht, wer es 
unternimmt, die Verfassung eines Bundesstaates ge- 
waltsam zu ändern. Zwar fällt unter diese Bestimmung 
zunächst nur die Veränderung der Verfassung eines 
als Staat bestehen bleibenden Gemeinwesens, aber 
wir müssen a minori ad maius schliessen, dass darunter 
auch die Handlungen fallen, durch die ein Gemein- 
wesen als Staat ganz beseitigt, seine Verfassung 
ganz zerstört wird, also z. B. die Umwandlung eines 

6 
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fcinzelstaates in Reichsland 1 ) und die Unterstellung 
der Gebiete zweier Staaten unter eine neue Staats- 
gewalt mit Auflösung der alten Staatsgewalten, die Ver- 
schmelzung. —Sowohl Einverleibung als Verschmelzung 
sind ferner nach § 81 Z. 2 deshalb strafbar, weil sie 
das Unternehmen darstellen, die Verfassung des 
Deutschen Reiches gewaltsam zu ändern. Dass Ein- 
verleibung und Verschmelzung objektiv eine Ände- 
rung der Reichsverfassung zur Folge haben, ist be- 
reits ausgeführt. Zur Strafbarkeit ist aber auch er- 
forderlich, dass der Täter weiss, dass er durch seine 
Handlungen die Reichsverfassung ändert. Diese 
Kenntnis, die zum Vorsatze gehört, wird aber nie 
fehlen. Wer es unternimmt, zwei Einzelstaaten mit 
einander zu vereinigen, einen Plan fasst, der das 
grösste Interesse am politischen Leben voraussetzt, 
wird auch wissen, dass der Bestand der Einzelstaaten 
für die Reichsverfassung von Bedeutung ist, wenn 
ihm auch die Gründe hierfür vielleicht nicht genauer 
bekannt sind. — Was die Vereinigung im weiteren 
Sinne betrifft, so ist sie nicht als gewaltsame Ände- 
rung der Reichsverfassung nach § 81 Z. 2 strafbar, 
da sie, wie früher ausgeführt, eine Änderung der 
Reichsverfassung gar nicht zur Folge hat. Dagegen 
sind wenigstens die meisten Fälle der Vereinigung im 
weiteren Sinne nach § 81 Z. 2 deshalb strafbar, weil 
sie die Änderung der Verfassung eines Bundesstaates 
oder der in diesem bestehenden Thronfolge enthalten. 
Vor allem gilt dies von dem Versuche, zwei Einzel- 
staaten durch Personal- oder Realunion mit einander 
zu vereinigen, da dies nur möglich ist durch Ände- 
rung der Thronfolge in einem der beiden Staaten, 



1) v. Liszt, Strafrecht Seite 526 Anm. 6. 
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durch die die Trägerschaft der Staatsgewalt in beiden 
Staaten an dieselbe Person fällt. 

Die gewaltsame Vereinigung ist, soweit ausgeführt, 
strafbar, gleichgiltig ob sie von einem Angehörigen 
eines der beteiligten Staaten oder von einem anderen 
Deutschen oder von einem Ausländer begangen wird. 
Ferner ist sie nicht nur strafbar wenn sie im Inlande be- 
gangen wird, sondern sie kann auch bestraft werden, wenn 
sie im Auslande begangen wird, und zwar gleichgiltig, 
ob dort von einem Deutschen oder von einem Aus- 
länder (Str.-G.-B. § 4, Abs. 2 Z. 1). Strafbar ist, wie 
ausgeführt, wer es „unternimmt 4 *, eine der in den 4 
Ziffern des § 81 aufgezählten Handlungen zu begehen. 
Als Unternehmen, durch welches das Verbrechen des 
Hochverrats vollendet wird, ist jede Handlung anzu- 
sehen, durch welche das Vorhaben unmittelbar zur 
Ausführung gebracht werden soll (§ 82). Der Begriff 
des „Unternehmens", ein sehr bestrittener Begriff, 
umfasst nach Ansicht des Verfassers die Vollendung 
der Handlung, den Versuch und auch die nächsten 
an den Versuch angrenzenden Vorbereitungshandlungen. 
Aber auch die weiteren Vorbereitungshandlungen des 
Hochverrates sind strafbar, und zwar namentlich 
die Verabredung der Ausführung eines hochver- 
räterischen Unternehmens (§ 83), die Einlassung mit 
einer auswärtigen Regierung, worunter hier auch die 
Regierung eines anderen deutschen Einzelstaates zu 
verstehen ist, der Missbrauch der vom Reiche oder 
einem Einzelstaate anvertrauten Macht und das An- 
werben oder in den Waffen Einüben von Mannschaften 
zur Vorbereitung eines Hochverrates (§ 84) und die 
öffentliche Aufforderung zum Hochverrate (§ 85); aber 
auch alle anderen das hochverräterische Unternehmen 
vorbereitenden Handlungen sind strafbar (§ 86), also 
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auch die entferntesten Handlungen, wenn sie nur in 
Beziehung auf ein bestimmtes Unternehmen stehen. 
Die Aburteilung des Hochverrates gehört im 
allgemeinen vor die Schwurgerichte (GVG § 80). 
Ist die gewaltsame Vereinigung aber als Änderung 
der Reichsverfassung strafbar, was meist der Fall 
sein wird, so ist für die Untersuchung und Entscheidung 
das Reichsgericht in erster und letzter Instanz zu- 
ständig. (GVG § 136 Z. 1.) Hierbei ist der erste 
Senat als „entscheidendes" Gericht, der vereinigte 
zweite und dritte Senat als „erkennendes" Gericht 
tätig. (GVG § 138.) Das Begnadigungsrecht steht 
in diesem Falle dem deutschen Kaiser zu. (StrPO. § 484.) 

§ 18. 2. Vereinigung zweier Einzelstaaten 
^ durch verfassungsänderndes Reichsgesetz 
ohne ihren Willen. 

Eine Vereinigung zweier Einzelstaaten ohne ihren 
eigenen Willen ist ferner auch in der Weise denkbar, 
dass sie durch ein Reichsgesetz vereinigt werden, ohne 
dass sie selbst es wollen. Ist dies rechtlich zulässig? 
Hierzu sei zunächst bemerkt, dass die zu erörternde 
Frage, ob zwei Einzelstaaten in der angegebenen 
Weise mit einander vereinigt werden können, wohl 
zu unterscheiden ist von der Frage, ob sämtliche 
Einzelstaaten ohne ihren Willen durch ein verfassungs- 
änderndes Reichsgesetz mit einander vereinigt werden 
können, das Reich sich also auf gesetzlichem Wege 
in einen Einheitsstaat verwandeln kann. Diese letztere 
Frage liegt ausserhalb des Themas unserer Arbeit, 
welche nur von der Vereinigung zweier Einzelstaaten 
handelt. Sie entbehrt aber auch jedes praktischen 
Interesses, weil eine solche Vereinigung, wenn man sie 
auch rechtlich für zulässig erachten würde, tatsächlich 
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wegen der Organisation des Reiches unmöglich ist. 
Denn es würde sich im Bundesrate niemals eine 
Mehrheit für ein Gesetz finden, das die Beseitigung 
der Einzelstaaten und damit auch des Bundesrates, 
der Vereinigung der Vertreter ihrer Regierungen, zum 
Gegenstande hätte, zumal ein solches Gesetz schon 
dann abgelehnt wäre, wenn im Bundesrate 14 Stimmen 
dagegen wären. 

Was sodann die Vereinigung zweier bestimmter 
Einzelstaaten ohne ihren Willen durch ein Reichs- 
gesetz betrifft, so muss sie als rechtlich nicht statt- 
haft bezeichnet werden. Die Unzulässigkeit ergibt 
sich aus dem der Reichsverfassung zu Grunde liegen- 
den Prinzip der Gleichberechtigung aller Einzelstaaten. 
Es ist früher ausgeführt worden, dass grundsätzlich 
auf alle Einzelstaaten dieselben Rechtsregeln Anwen- 
dung finden. „Daher ist es unzulässig, dass einzelnen 
Staaten ohne ihre Zustimmung Hoheitsrechte entzogen 
werden, welche den übrigen Staaten verbleiben. Dar- 
aus folgt, dass um so weniger einzelne Staaten ohne 
ihre Zustimmung ganz aufgehoben, etwa mit anderen 
vereinigt werden können" J ) oder gezwungen werden 
können, mit anderen eine Vereinigung im weiteren 
Sinne, etwa eine Personalunion, einzugehen. 

IL Abschnitt. 

§ 19. Die Vereinigung zweier Einzelstaaten 

ohne die erforderliche Zustimmung des 

Reiches. 

Ein Fall nicht ordnungsmässiger Vereinigung 
zweier Einzelstaaten liegt endlich auch dann vor, 



1) Lab and Seite 117. 
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wenn die Vereinigung ohne die zu ihr erforderliche 
Zustimmung des Reiches erfolgt. Es kann sich hier- 
bei also nur um die Vereinigung im eigentlichen Sinne 
handeln, weil nur zu dieser die Zustimmung des 
Reiches erforderlich ist. 

Die Vereinigung im eigentlichen Sinne ohne Zu- 
stimmung des Reiches ist zunächst rechtlich unwirksam. 
Die Einzelstaaten sind als Glieder dem Reiche, dem 
Gesamtstaate, in jeder Weise untergeordnet, ihre Inter- 
essen stehen denen des Reiches nach, ihr Verhalten 
wird durch das Interesse des Reiches geregelt. Daher 
sind Rechtsnormen der Einzelstaaten nichtig, wenn 
sie solchen des Reiches widersprechen, Reichsrecht 
geht dem Landesrechte vor. Daher sind aber auch 
Rechtshandlungen der Einzelstaaten unwirksam, 
wenn sie dem Willen des Reiches widersprechen. Da 
nun die Reichsverfassung den Fortbestand der Einzel- 
staaten anordnet, ist eine Vereinigung zweier Einzel- 
staaten, die den Untergang der Individualität mindestens 
eines von ihnen zur Folge hätte, unwirksam, wenn 
nicht das Reich seine Zustimmung zu ihr erteilt hat, 
und zwar, wie früher ausgeführt, in der Form eines ver- 
fassungsändernden Gesetzes. Eine Vereinigung ohne 
diese Zustimmung des Reiches ist für die rechtlichen 
Beziehungen der Einzelstaaten zum Reiche ohne Ein- 
fluss. Die vereinigten Staaten werden also, soweit es 
sich um ihr Verhältnis zum Reiche handelt, als ge- 
trennt fortbestehende Individualitäten behandelt. Da- 
her bleiben z. B. ihre Stimmen im Bundesrate fort- 
bestehen und zwar als getrennte Stimmen, daher 
werden vor allem die Einzelstaaten nicht von ihren 
Verpflichtungen gegen das Reich befreit, u. a. bleibt 
die Verteilung der Reichslasten unverändert, und die 
Bevölkerung der betreffenden Einzelstaaten wird in 
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gleicher Weise wie vor der Vereinigung zu ihnen 
herangezogen. 

Aber die Vereinigung zweier Einzelstaaten ohne 
die Zustimmung des Reiches ist nicht nur für das 
Reich ohne rechtliche Wirkungen, sondern das Reich 
kann auch dieser Vereinigung rechtlich entgegentreten. 
Denn die Vereinigung hat, wenn sie auch die Ver- 
hältnisse im Reiche rechtlich nicht zu ändern vermag, 
doch tatsächlich sehr schwere Störungen in der 
Organisation und der Tätigkeit des Reiches zur Folge. 
So wird z. B., wenn die Regierung eines einverleibten 
Staates sich aufgelöst hat, eine Stimmführung dieses 
Staates im Bundesrate tatsächlich nicht möglich sein. 
Wegen ihrer Unterordnung unter das Reich haben 
sich die Einzelstaaten aber aller Handlungen, durch 
die eine Störung in der Ordnung des Reiches eintreten 
kann, zu enthalten. Mit Recht sagt Hänel 1 ): „Die 
Einzelstaaten sind nicht befugt, durch ihre Rechts- 
handlungen die allgemeinen Rechte und Pflichten der 
Mitgliedschaft zu ändern und die verfassungsmässigen 
Voraussetzungen, welche diese ihre Rechtsstellung be- 
stimmen, wesentlich und einseitig umzugestalten. " 
Wenn die Einzelstaaten Handlungen vornehmen, welche 
die Ordnung im Reiche zu stören geeignet sind, so 
liegt hierin eine Nichterfüllung ihrer verfassungs- 
mässigen Bundespflichten. Hiergegen kann aber das 
Reich im Wege der Exekution einschreiten (RV. 
Art. 19) 2 ). Diese Exekution ist vom Bundesrate zu 
beschliessen und vom Kaiser zu vollstrecken. 



1) St.-R. Seite 347 ff. 

2) Ebenso Rönne S. 46. 
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Schluss. 

§ 20. 

In unseren Ausführungen haben wir gesehen, 
dass die Fragen, die sich bezüglich der „Vereinigung 
zweier deutscher Einzelstaaten in ihrer Bedeutung für 
die Verfassung des Deutschen Reiches" ergeben, sich 
sämtlich auf Grund der Sätze des Deutschen Staats- 
rechts und der allgemeinen Staatslehre beantworten 
lassen. Die Ergebnisse, zu denen wir hierbei ge- 
langten, waren im allgemeinen sowohl vom Standpunkte 
des Reiches als von dem der Einzelstaaten aus zweck- 
entsprechend zu nennen. Zweckentsprechend war 
namentlich, dass die Vereinigung im eigentlichen Sinne 
einerseits nicht ohne Zustimmung des Reiches erfolgen 
kann, dass sie aber andererseits wegen der Form, in 
der diese Zustimmung zu erfolgen hat, nicht über- 
mässig erschwert ist. In manchen Punkten waren 
allerdings die Ergebnisse, zu denen wir gelangten, 
nicht zweckentsprechend zu nennen, so mussten 
wir namentlich bezüglich der Wirkungen der eigent- 
lichen Vereinigung zu Ergebnissen gelangen, deren 
Abänderung durch besonderes Gesetz notwendig er- 
scheint. In der Arbeit sind auch verschiedentlich 
Vorschläge zur Abänderung gemacht. — Ferner 
zeigte sich auch, dass über fast sämtliche Fragen 
in der staatsrechtlichen Literatur grosse Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen. Dies macht es wünschens- 
wert, dass diese Fragen ein- für allemal gesetz- 
lich geregelt werden. Allerdings besteht zur Zeit 
ein direktes Bedürfnis für eine solche Regelung nicht, 
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aber es kann eintreten, und dann wäre es wegen 
der Wichtigkeit der Fragen, um die es sich handelt, 
sehr bedauerlich und könnte für das Reich und die 
Einzelstaaten sehr schädlich sein, wenn über die Rege- 
lung Unklarheit oder Meinungsverschiedenheiten be- 
ständen. Der Verfasser gibt der Hoffnung Ausdruck, 
dass seine Arbeit etwas zur Klärung der in ihr be- 
handelten Fragen und zur Erleichterung ihrer gesetz- 
lichen Regelung beigetragen hat. 
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Lebenslauf. 



Geboren wurde ich, Siegfried Orzegow, am 
30. Oktober 1881 zu Düsseldorf als Sohn des ver- 
storbenen Kaufmannes Josef Orzegow und seiner 
Ehefrau, Dorothea, geb. Guttmann. Ich besuchte 
das Kgl. Gymnasium meiner Vaterstadt und verlies» 
dieses Ostern 1900 mit dem Zeugnisse der Reife. 
Darauf widmete ich mich an den Universitäten Bonn, 
Berlin und München dem Studium der Rechts- und 
der Staatswissenschaften. Am 26. Mai 1903 bestand 
ich in Cöln die erste juristische Prüfung, wurde hier- 
auf zum Referendar ernannt und trat am 10. Juni 1903 
den Vorbereitungsdienst zunächst bei dem Kgl. Amts- 
gerichte Gerresheim an. Seit dem 10. März 1904 bin 
ich dem Kgl. Landgerichte Düsseldorf überwiesen. 
Am 13. Mai 1904 bestand ich nach Vorlegung vor- 
stehender Dissertation das Examen rigorosum vor der 
juristischen Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wil- 
helms-Universität. 

Während meiner Studienzeit hörte ich folgende 
Herrn Professoren und Dozenten in ihren juristischen 
und staatswissenschaftlichen Vorlesungen und Übungen. 

In Bonn: 

Bergbohm, Cosack, Crome, Gothein, 
Krüger, Landsberg, Loersch, Pelman, 
Hermann Seuffertf, Stier-Somlo, Ungar, 
Zitelmann und Zorn; 

in Berlin: 

Bornhak, Dernburg, Gierke, Hintze, Hüb- 
ler, Kohler, v. Liszt, Schwartz, Vierhaus 
und Wagner; 
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in München: 

v. Amira, Birkmeyer, Brentano, Grueber, 
Hellmann, v. Mayr und Lothar v. Seuffert. 

Meinen Lehrern spreche ich an dieser Stelle 
meinen verbindlichsten Dank aus für mannigfache 
Anregung und Förderung in meinen Studien. Vor 
allem bin ich meinem hochverehrten Lehrer, 
Herrn Geheimen Justizrat Professor Dr. Zorn 
in Bonn zu grösstemDanke verpflichtet. Seine 
Vorlesungen und das von ihm geleitete staats- 
rechtliche Seminar erwecktenin mir ein reges 
Interesse an den Fragen des öffentlichen 
Rechts und Hessen mich mit Freude an meine 
vorstehende, von ihm gestellte Arbeit heran- 
treten bei deren Lösung mir seine liebens- 
würdige Unterstützung in reichem Masse zu 
teil wurde. 
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Thesen. 



1. Zur Gültigkeit der kumulativen Schuldübernahme 
ist Schriftlichkeit des Versprechens erforderlich. 

2. Eine Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann sich durch Ableistung des 
Zeugeneides eines Meineides schuldig machen. 

3. Die Legislaturperiode des Reichstages beginnt mit 
dem Tage der allgemeinen Wahlen. 
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